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Bek. Nr. 1 

Landratsamt Berchtesgadener Land  
 

3. Änderungssatzung zur Kostenbeitragssatzung des 
Landkreises Berchtesgadener Land für Kindertagespflege  

nach dem Sozialgesetzbuch Achtes Buch (SGB VIII) 
 
Aufgrund des Artikel 17 der Landkreisordnung für den Freistaat Bayern (LKrO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22.8.1998 (GVBl. S. 826), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.7.2012 (GVBl. S. 366) und des § 90 Sozialgesetzbuch, Achtes 
Buch (SGB VIII) in der Fassung der Bekanntmachung vom 11.9.2012 (BGBl I S. 2022), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
3.5.2013 (BGBl I S. 1108) erlässt der Landkreis Berchtesgadener Land folgende  
 

3. Änderungssatzung 
 

zur Kostenbeitragssatzung des Landkreises Berchtesgadener Land für Kindertagespflege nach dem Sozialgesetzbuch Achtes 
Buch (SGB VIII) vom 12. März 2012 (veröffentlicht im Amtsblatt Nr. 13 vom 27. März 2012, S. 83): 
 
 

Artikel I 
 
 
Die Kostenbeitragssatzung des Landkreises Berchtesgadener Land für Kindertagespflege nach dem Sozialgesetzbuch Achtes 
Buch (SGB VIII) vom 22. März 2012 (Amtsblatt für den Landkreis Berchtesgadener Land und die Städte, Märkte, Gemeinden 
und kommunalen Zweckverbände im Landkreis vom 27. März 2012, S. 83) in der Fassung der 2. Änderungssatzung vom         
9. Dezember 2013 (Amtsblatt vom 17. Dezember 2013, S. 340) wird wie folgt geändert: 
 
Die als Anlage zur Kostenbeitragssatzung angefügte Kostenbeitragstabelle wird durch folgende Kostenbeitragstabelle ersetzt:  
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Kostenbeitrag 

tägliche Betreuungszeit in Stunden 

 
 

bis 2 

mehr 
als 2 
bis 3 

mehr  
als 3 
bis 4 

mehr 
als 4 
bis 5 

mehr  
als 5 
bis 6 

mehr 
als 6 
bis 7 

mehr 
als 7 
bis 8 

mehr 
als 8 
bis 9 

mehr 
als 9 
bis 10 

mehr 
als 10 
bis 11 

mehr 
als 11 
bis 12 

Buchungszeitraum 

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 

Ja
hr

es
ei

nk
om

m
en

 

bis zu  10.000 €  

E
in

ko
m

m
en

ss
tu

fe
 

0 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 

bis zu  15.000 €  1 16 € 24 € 32 € 40 € 48 € 56 € 64 € 72 € 80 € 88 € 96 € 

bis zu  20.000 €  2 24 € 36 € 48 € 60 € 72 € 84 € 96 € 108 € 120 € 132 € 144 € 

bis zu  25.000 €  3 32 € 48 € 64 € 80 € 96 € 112 € 128 € 144 € 160 € 176 € 192 € 

bis zu  30.000 €  4 40 € 60 € 80 € 100 € 120 € 140 € 160 € 180 € 199 € 219 € 239 € 

bis zu  40.000 €  5 56 € 84 € 112 € 140 € 168 € 195 € 223 € 251 € 279 € 307 € 335 € 

bis zu  50.000 €  6 72 € 108 € 144 € 180 € 215 € 251 € 287 € 323 € 359 € 395 € 431 € 

über  50.000 €  7 80 € 120 € 160 € 199 € 239 € 279 € 319 € 359 € 399 € 439 € 479 € 
 

Artikel II 
 
Diese 3. Änderungssatzung tritt am 1. Januar 2015 in Kraft. 
 
 
Bad Reichenhall, den 12. Dezember 2014 
Landratsamt Berchtesgadener Land  
 
Georg Grabner, Landrat 
 
 
Bek. Nr. 2 

Landratsamt Berchtesgadener Land  
 

Vollzug der Wassergesetze und des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG);  
Feststellung zur Nichtdurchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 

Bekanntgabe des Ergebnisses der allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalles  
gemäß § 3a i. V. mit § 3c Satz 1 UVPG: 

 
Die Salzburg AG beabsichtigt in Federführung für die drei Vorhabenspartner SAW (Salzburg AG, Republik Österreich, Freistaat 
Bayern) einen Gewässerausbau der Saalach im Bereich der Stadt Freilassing. Es soll eine Baumaßnahme zur dauerhaften Ab-
senkung der Sohlpflasterung mit Sohlschwelle in der Saalach im Abschnitt Fkm 2,920 bis ca. Fkm 2,990 in den drei mittleren 
von fünf Brückenfeldern unter der am 1.8.1860 in Betrieb genommenen Eisenbahnbrücke der Bahnstrecke 5703 Rosenheim – 
Salzburg durchgeführt werden. Die Absenkung erfolgt in Form von Sohlgewölben, wobei deren größter Abstich ca. 1,40 m unter 
der jetzigen Bestandssohle beträgt. Die Absenkung beginnt am oberwasserseitigen Ende der Sohlschwelle bei Fkm 2,920 auf 
Höhenkote 411,80 m üNN mit gleichmäßiger Steigung bis Fkm 2,990 auf Höhenkote 411,90 m üNN (Abschluss Spundwand).  
Für diesen Gewässerausbau nach § 67 Abs. 2 Satz 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) wurde beim Landratsamt Berchtesgade-
ner Land eine Plangenehmigung nach § 68 Abs. 2 WHG beantragt. 
 
Gleichzeitig werden Sohlbaggerungen mit initialen Tiefenrinnen von Fkm 2,990 bis 3,400 durchgeführt, wobei die für die Sohl-
baggerungen im Frühjahr 2014 maßgebliche Sohllage nach dem Hochwasser August 2002 nicht unterschritten wird. Zusätzlich 
wird sich flussaufwärts von Fkm 3,400 bis zur Sohlrampe Bruch bei Fkm 4,6 eine neue Ausgleichssohllage einstellen (Folgeent-
wicklung). Soweit notwendig werden Fußsicherungsmaßnahmen an der Uferböschung von Fkm 2,990 bis 4,600 durchgeführt 
(Anpassungsmaßnahme).  
Die beiden vorstehenden Maßnahmen Sohlbaggerung und Fußsicherung der Uferböschungen unterliegen der zulassungsfreien 
Gewässerunterhaltung nach §§ 39 ff WHG. 
 
Gemäß § 3a Satz 1 und § 3c Satz 1 UVPG i. V. mit Nr. 13.18.1 der Anlage 1 zum UVPG ist im Rahmen einer allgemeinen Vor-
prüfung des Einzelfalles unter Berücksichtigung der in der Anlage 2 zum UVPG aufgeführten Schutzkriterien festzustellen, ob 
das Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann und deshalb die Verpflichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung nach den Vorschriften des UVPG besteht. 
Die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles ergab, dass durch das Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkun-
gen zu erwarten sind. Somit ist die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung im Rahmen des Plangenehmigungsver-
fahrens nicht erforderlich. 
 
Diese Feststellung, die nach§ 3a Satz 3 UVPG nicht selbständig anfechtbar ist, wird hiermit nach § 3a Satz 2 Halbsatz 2 UVPG 
bekannt gegeben. 
Der Feststellungsvermerk über die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles ist der Öffentlichkeit nach den Bestimmungen des 
Bayerischen Umweltinformationsgesetzes (BayUIG) zugänglich zu machen und kann während der allgemeinen Dienststunden 
im Landratsamt Berchtesgadener Land, Arbeitsbereich 322.7 Wasserrecht, Zimmer Nr. 216 eingesehen werden. 
 
 
Bad Reichenhall, den 19. Dezember 2014 
Landratsamt Berchtesgadener Land  
 
Georg Grabner, Landrat 
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Bek. Nr. 3 
Stadt Bad Reichenhall 

 
Bericht der Stadt Bad Reichenhall über die Beteiligung  
an Unternehmen in einer Rechtsform des Privatrechts 

 
Gemäß Art. 94 Abs. 3 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern hat die Stadt jährlich einen Bericht über die Beteiligung 
an Unternehmen in einer Rechtsform des Privatrechts zu erstellen, wenn ihr mindestens der zwanzigste Teil der Anteile eines 
Unternehmens gehört.  
 
Der von der Stadt erstellte Beteiligungsbericht für das Jahr 2013 vom 18.11.2014 kann in der Finanzverwaltung, Altes Rathaus, 
Zimmer 21, von jedem eingesehen werden. 
 
 
Bad Reichenhall, den 10. Dezember 2014 
Stadt Bad Reichenhall 
 
Dr. Herbert Lackner, Oberbürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 4 

Stadt Bad Reichenhall 
 

1. Nachtragshaushaltssatzung der Stadt Bad Reichenhall 
Landkreis Berchtesgadener Land für das Haushaltsjahr 2014 

 
Aufgrund des Art. 68 Abs. 1 i. V. m. Art. 63 ff. der Gemeindeordnung (GO) erlässt die Stadt Bad Reichenhall folgende 1. Nach-
tragshaushaltssatzung: 
 

I. 
 

§ 1 
 
Der als Anlage beigefügte 1. Nachtragshaushaltsplan 2014 der Stadt Bad Reichenhall wird hiermit festgesetzt; 
 
dadurch werden  
 
 

erhöht um vermindert um und damit der Gesamtbetrag des Haus-
haltsplans einschl. der Nachträge 

   
gegenüber bisher auf nunmehr 

verändert 
 

€ € € € 

a) im Verwaltungshaushalt 
die Einnahmen 
die Ausgaben 

 

 
416.800,00 
416.800,00 

 
 

 
36.963.200,00 
36.963.200,00 

 

 
37.380.000,00 
37.380.000,00 

b) im Vermögenshaushalt 
die Einnahmen 
die Ausgaben 

 
 

 
2.770.400,00 
2.770.400,00 

 
10.487.900,00 
10.487.900,00 

 
7.717.500,00 
7.717.500,00 

 
§ 2  

 
Der Stellenplan wird entsprechend der Anlage geändert. 
 

§ 3 
 

Diese Nachtragshaushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2014 in Kraft. 
 
 

Nachrichtliche Angaben zur 1. Nachtragshaushaltssatzung: 
 
§ 2 über Kreditaufnahmen, § 3 über Verpflichtungsermächtigungen, § 4 über Steuersätze sowie § 5 über Kassenkredite bleiben 
unverändert. 
 
 
Bad Reichenhall, den 10. Dezember 2014 
Stadt Bad Reichenhall 
 
Dr. Herbert Lackner, Oberbürgermeister 
 

II. 
 

Der Haushaltsplan liegt ab dem Tag der Veröffentlichung der Haushaltssatzung eine Woche lang im Rathaus der Stadt Bad 
Reichenhall öffentlich während der allgemeinen Dienststunden zur Einsichtnahme auf (Art. 63 Abs. 3 GO). 
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Bek. Nr. 5 
Stadtwerke Bad Reichenhall KU 

 
1. Satzung zur Änderung der 

Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabesatzung 
des Kommunalunternehmens Stadtwerke Bad Reichenhall 

für die Wasserversorgungsanlage Bad Reichenhall 
Vom 12. Dezember 2014 

 
Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) erlässt das Kommunalunternehmen „Stadtwerke Bad Rei-
chenhall KU“ folgende 
 

Satzung  
 
zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabesatzung für die Wasserversorgungsanlage Bad Reichen-
hall vom 7. Januar 2014 (veröffentlicht im Amtsblatt Nr. 3 am 14. Januar 2014): 
 

§ 1 
Änderung 

 
§ 9 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
 
Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von Wasserzählern mit 
 
Dauerdurch- Nenndurch- 
fluss (Q3) fluss (Qn) 

bis 4 m³/h  bis 2,5 m³/h  9,00 €/Monat netto  (9,63 €/Monat inkl. 7% MwSt) 

bis 10 m³/h  bis 6 m³/h  13,50 €/Monat netto  (14,45 €/Monat inkl. 7% MwSt) 

bis 16 m³/h  bis 10 m³/h  18,00 €/Monat netto  (19,26 €/Monat inkl. 7% MwSt) 

bis 25 m³/h  bis 15 m³/h  36,00 €/Monat netto  (38,52 €/Monat inkl. 7% MwSt) 

bis 40 m³/h  bis 25 m³/h  54,00 €/Monat netto  (57,78 €/Monat inkl. 7% MwSt) 

bis 63 m³/h  bis 40 m³/h  90,00 €/Monat netto  (96,30 €/Monat inkl. 7% MwSt) 

bis 100 m³/h  bis 60 m³/h  135,00 €/Monat netto  (144,45 €/Monat inkl. 7% MwSt) 

über 100 m³/h  über 60 m³/h  180,00 €/Monat netto  (192,60 €/Monat inkl. 7% MwSt) 
 

§ 2 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt zum 1. Januar 2015 in Kraft. 
 
 
Bad Reichenhall, den 12. Dezember 2014 
Stadtwerke Bad Reichenhall KU 
 
Jörg Schmitt, Vorstand 
 
 
Bek. Nr. 6 

Stadt Freilassing 
 

Ortsrecht der Stadt Freilassing 
Fünfte Satzung zur Änderung der Satzung über die Straßenreinigung  

(Straßenreinigungssatzung -SRS-) 
Vom 16. Dezember 2014 

 
Aufgrund der Art. 23, 24 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) erlässt die Stadt Freilassing folgende 
 

S a t z u n g 
 

§ 1 
 

Die Satzung über die Straßenreinigung (Straßenreinigungssatzung -SRS-) der Stadt Freilassing vom 30.11.2001, veröffentlicht 
im Amtsblatt für den Landkreis Berchtesgadener Land Nr. 51 vom 18.12.2001 (Bek.-Nr. 12), berichtigt im Amtsblatt für den 
Landkreis Berchtesgadener Land Nr. 7 vom 12.2.2002 (Bek.-Nr. 3), zuletzt geändert durch Änderungssatzung vom 13.3.2012, 
veröffentlicht im Amtsblatt für den Landkreis Berchtesgadener Land Nr. 12 vom 20. März 2012 (Bek.-Nr. 2), wird wie folgt geän-
dert: 
 
Das in Anlage zur Satzung beigefügte Straßenverzeichnis wird unter Reinigungszone II (wöchentlich einmalige Reini-
gung) folgendermaßen geändert: 
 
Die Erläuterung zum Hagenweg wird formuliert wie folgt: 
 
„mit Ausnahme der Stichstraße zum Anwesen Hagenweg 31 (Flst.Nr. 32/1)“ 
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§ 2 
 

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2015 in Kraft. 
 
 
Freilassing, den 16. Dezember 2014 
Stadt Freilassing 
 
Josef Flatscher, Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 7 

Stadt Freilassing 
 

36. Änderung des Bebauungsplanes „Handwerkerhof“ 
öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 

 
Der Stadtrat der Stadt Freilassing hat am 20.9.2010 beschlossen, den Bebauungsplan „Handwerkerhof“ zu ändern (36. Ände-
rung). Am 16.7.2012 hat der Stadtrat den Entwurf zur 36. Änderung des Bebauungsplanes „Handwerkerhof“ mit Begründung in 
der Fassung vom 9.7.2012 gebilligt und gleichzeitig die Verwaltung beauftragt, die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit 
sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB durchzuführen. Diese 
fand vom 16.8.2012 bis 17.9.2012 statt. 
 
Der Geltungsbereich der Änderung umfasst das Gebiet zwischen Industriestraße, Egerländer Straße, Karlsbader Straße und 
Böhmerwaldstraße. Mit der Bebauungsplanänderung soll eine ausreichende Rechtsgrundlage für die weitere Entwicklung des 
bestehenden Gewerbebetriebes sowie der angrenzenden weiteren Nutzungen geschaffen und bestehendes Baurecht gesichert 
werden. 
 
Am 8.12.2014 hat der Bau-, Umwelt- und Energieausschuss der Stadt Freilassing von den eingegangenen Stellungnahmen 
Kenntnis genommen und den geänderten Entwurf in der Fassung vom 4.12.2014 gebilligt. Die Verwaltung wurde beauftragt, auf 
dieser Grundlage die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB durchzuführen. 
 
Der Entwurf der 36. Änderung des Bebauungsplanes „Handwerkerhof“ mit Begründung in der Fassung vom 4.12.2014 sowie 
das Schallschutzgutachten vom 14.3.2012 liegen in der Zeit von  
 

Montag, den 5. Januar 2015 bis Freitag, den 6. Februar 2015 
 
im Rathaus der Stadt Freilassing, Münchener Straße 15, 2. Obergeschoss, im Flur und im Zimmer Nr. 203 oder 205 während 
der allgemeinen Dienststunden (von Montag bis Freitag von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr und am Dienstag zusätzlich von 14:00 Uhr 
bis 18:00 Uhr) öffentlich zur aus. Darüber hinaus können die Planungsunterlagen auf der Homepage der Stadt Freilassing 
(http://www.freilassing.de) unter der Rubrik "Rathaus" eingesehen werden. 
 
Während der Auslegungszeit können Stellungnahmen (Anregungen und Bedenken) schriftlich oder zur Niederschrift abgegeben 
werden. 
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt blei-
ben. Ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung ist unzulässig, soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht 
werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend 
gemacht werden können. 
 
Gemäß § 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 BauGB wird darauf hingewiesen, dass die Änderung im beschleunigten Verfahren ohne 
Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB erfolgt. 
 
 
Freilassing, den 17. Dezember 2014 
Stadt Freilassing 
 
Josef Flatscher, Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 8 

Markt Berchtesgaden 
 

Grundsteuer für 2015 
 
Gemäß § 27 Abs. 3 Grundsteuergesetz (GrdStG) vom 7. August 1973 (BGBl., I S. 965) wird die Grundsteuer für das Jahr 2015 
– vorbehaltlich anderslautender schriftlicher Grundsteuerbescheide 2015 – in gleicher Höhe wie im Kalenderjahr 2014 festge-
setzt. Dies bedeutet, dass diejenigen Steuerschuldner, die keinen Grundsteuerbescheid 2015 erhalten, im Kalenderjahr 2015 
die gleiche Grundsteuer wie im Vorjahr zu entrichten haben. Für die Steuerschuldner treten mit dem heutigen Tag durch diese 
öffentliche Bekanntmachung die gleichen Rechtswirkungen ein, wie wenn ihnen heute ein schriftlicher Steuerbescheid zuge-
gangen wäre. 
 
Die Grundsteuer ist zu ¼ des Jahresbetrages am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November 2015 fällig. 
 
Kleinbeträge werden wie folgt fällig: 
 
1. Am 15. August 2015 der Jahresbetrag, wenn dieser 15,00 Euro nicht übersteigt; 
2. Am 15. Februar und 15. August 2015 zu je ½ des Jahresbetrages, wenn dieser 30,00 Euro nicht übersteigt. 
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Hat der Steuerschuldner selbst die Zahlung der Grundsteuer in einem Jahresbetrag beantragt, ist die Grundsteuer am 1. Juli 
2015 zur Zahlung fällig. 
 
In jenen Fällen, in denen gegenüber dem Vorjahr in der sachlichen oder persönlichen Steuerpflicht Änderungen eintreten, wird 
von Amtswegen nach Erlass des Grundsteuermessbescheides durch das Finanzamt Berchtesgaden ein neuer Grundsteuerbe-
scheid 2015 erstellt. Bis zum Ergehen dieses neuen Steuerbescheides sind Vorauszahlungen (§ 29 GrdStG) in der Höhe der 
bisherigen Grundsteuerzahlung weiter zu entrichten.  
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diesen Bescheid kann, wenn er sich 
 
⇨  nur an einen Adressaten richtet, innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Widerspruch eingelegt (siehe 1.) 

oder unmittelbar Klage erhoben werden (siehe 2.). 
 
⇨  an mehrere Adressaten richtet, jeder Adressat innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe entweder Wider-

spruch einlegen (siehe 1.) oder, wenn die übrigen Adressaten dieses Bescheids zustim-
men, unmittelbar Klage erheben (siehe 2.). 

 
1.  Wenn Widerspruch eingelegt wird: 
 

Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen bei der beklagten Behörde (Markt Berchtesgaden, Rat-
hausplatz 1, 83471 Berchtesgaden). Sollte über den Widerspruch ohne zureichenden Grund in einer angemessenen Frist 
sachlich nicht entschieden werden, so kann Klage beim Bayerischen Verwaltungsgericht in München, Bayerstraße 30, 
80335 München schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben wer-
den. Die Klage kann nicht vor Ablauf von drei Monaten seit der Einlegung des Widerspruchs erhoben werden, außer wenn 
wegen besonderer Umstände des Falles eine kürzere Frist geboten ist. Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Markt 
Berchtesgaden) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur 
Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in 
Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt wer-
den. 

 
2.  Wenn unmittelbar Klage erhoben wird: 
 

Die Klage ist beim Bayerischen Verwaltungsgericht in München, Bayerstraße 30, 80335 München schriftlich oder zur Nie-
derschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts zu erheben. Die Klage muss den Kläger, den Beklagten 
(Markt Berchtesgaden) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. 
Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift 
oder in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt 
werden. 

 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
 
-  Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 (GVBl 

13/2007) wurde im Bereich des Kommunalabgabenrechts ein fakultatives Widerspruchsverfahren eingeführt, das eine 
Wahlmöglichkeit eröffnet zwischen der Widerspruchseinlegung und unmittelbarer Klageerhebung. Für mehrere gemeinsa-
me Adressaten eines Bescheids setzt die unmittelbare Klageerhebung die Zustimmung aller Betroffenen voraus. 

- Die Widerspruchseinlegung und Klageerhebung in elektronischer Form (z. B. durch E-Mail) ist unzulässig.  
- Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Verwaltungsgericht seit 1. Juli 2004 grundsätzlich ein Gebührenvor-

schuss zu entrichten. 
 

Durch die Einlegung eines Rechtsmittels wird die Wirksamkeit dieser Bekanntmachung nicht gehemmt, insbesondere 
die Einziehung der angeforderten Grundsteuer nicht aufgehalten.  
 
 
Berchtesgaden, den 17. Dezember 2014 
Markt Berchtesgaden 
 
Franz Rasp, Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 9 

Markt Berchtesgaden 
 

Haushaltssatzung des Marktes Berchtesgaden  
Landkreis Berchtesgadener Land für das Haushaltsjahr 2015 

 
Aufgrund der Art. 63 ff. der Gemeindeordnung (GO) erlässt der Markt Berchtesgaden folgende  
 

Haushaltssatzung: 
 

I. 
 

§ 1 
 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan 2015 des Marktes Berchtesgaden wird hiermit festgesetzt; er schließt  
 
im Verwaltungshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit 20.420.050,00 € 
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und  
 
im Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit 6.343.950,00 € 
 
ab. 
 

§ 2  
 

Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen wird auf  
 1.000.000,00 € 
festgesetzt. 
 

§ 3 
 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 
 

Die Steuersätze (Hebesätze) für nachstehende Gemeindesteuern werden wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 

 
a) für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (A) 250 v.H. 
b) für sonstige Grundstücke (B) 350 v.H. 

 
2. Gewerbesteuer 380 v.H. 
 

§ 5 
 

Der Höchstbetrag für Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf  
 2.000.000,00 € 
festgesetzt. 
 

§ 6 
 

Diese Haushaltssatzung tritt mit 1. Januar 2015 in Kraft. 
 
 
Berchtesgaden, den 18. Dezember 2014 
Markt Berchtesgaden 
 
Franz Rasp, Erster Bürgermeister 
 
 

II. 
 

Der Haushaltsplan liegt ab dem Tag der Veröffentlichung der Haushaltssatzung eine Woche lang im Rathaus des Marktes 
Berchtesgaden öffentlich während der allgemeinen Dienststunden zur Einsichtnahme auf (Art. 65 Abs. 3 GO). 
 
 
Bek. Nr. 10 

Markt Teisendorf 
 

9. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung für die öffentliche Abfallbeseitigung im Markt Teisendorf 
 
Der Markt Teisendorf erlässt aufgrund des Art. 7 Abs. 2 und 5 BayAbfAlG) und Art. 8 KAG folgende  
 

Gebührensatzung: 
 

§ 1 
 

Die Gebührensatzung für die öffentliche Abfallbeseitigung im Markt Teisendorf vom 13.11.1978, zuletzt geändert durch Satzung 
vom 2.6.2014 wird wie folgt geändert: 
 
Zu § 4 Gebührensatz 
 
(1) Die Gebühr für die Abfallentsorgung unter Verwendung von Abfallbehältnissen (Restmülltonnen) beträgt bei 14-tägiger 

Abfuhr jährlich für 
 

1. eine Müllnormtonne 80 l 136,80 € 

2. eine Müllnormtonne 120 l 196,80 € 

3. eine Müllnormtonne 240 l 376,80 € 

4. einen Müllgroßbehälter 1.100 l 1.661,40 € 
 
(2)  Besteht die Gebührenschuld für weniger als ein Kalenderjahr, so beträgt die Gebühr für jeden Kalendermonat ein Zwölftel 

der Jahresgebühr. Bei wöchentlicher Entleerung der Restmüllbehältnisse werden die in Abs. 1 geregelten Gebühren ver-
doppelt. 
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(3) Die Gebühr für die Abfallentsorgung unter Verwendung von zusätzlichen Restmüllsäcken beträgt für jeden Sack 5,00 €. 
 
(4)  Die Gebühr für die Entsorgung von unzulässig behandelten, gelagerten oder abgelagerten Abfällen (§ 2 Abs. 2 Satz 3) 

bestimmt sich nach dem tatsächlichen Aufwand. 
 

§ 2 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt zum 1. Januar 2015 in Kraft. 
 
 
Teisendorf, den 15. Dezember 2014 
Markt Teisendorf 
 
Thomas Gasser, Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 11 

Markt Teisendorf 
 

Grundsteuer für 2015 
 
Gemäß § 27 Abs. 3 Grundsteuergesetz (GrStG) vom 7.8.1973 (BGBl. I S. 965) wird die Grundsteuer für das Jahr 2015 – vorbe-
haltlich anders lautender, schriftlicher Grundsteuerbescheide 2015 - in gleicher Höhe wie im Kalenderjahr 2014 festgesetzt. 
Dies bedeutet, dass diejenigen Steuerschuldner, die keinen Grundsteuerbescheid 2015 erhalten, im Kalenderjahr 2015 die 
gleiche Grundsteuer wie im Vorjahr zu entrichten haben. Für die Steuerschuldner treten mit dem heutigen Tag durch diese 
öffentliche Bekanntmachung die gleichen Rechtswirkungen ein, wie wenn ihnen heute ein schriftlicher Steuerbescheid zuge-
gangen wäre. 
 
Die Grundsteuer ist zu ¼ ihres Jahresbetrages am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November 2015 fällig. 
 
Kleinbeträge werden wie folgt fällig: 
 
1. am 15. August 2015 der Jahresbetrag, wenn dieser 15,00 € nicht übersteigt. 
2. am 15. Februar und 15. August 2015 zu je ½ des Jahresbetrages, wenn dieser 30,00 € nicht übersteigt. 
 
Hat der Steuerschuldner selbst die Zahlung der Grundsteuer in einem Jahresbetrag beantragt, ist die Grundsteuer am 1. Juli 
2015 zur Zahlung fällig. 
 
In jenen Fällen, in denen gegenüber dem Vorjahr in der sachlichen und persönlichen Steuerpflicht Änderungen eintreten, wird 
von Amts wegen nach Erlass des Grundsteuermessbescheides durch das Finanzamt Berchtesgaden ein neuer Grundsteuerbe-
scheid 2015 zugestellt. Bis zum Ergehen dieses neuen Steuerbescheides sind Vorauszahlungen (§ 29 GrStG) in Höhe der 
bisherigen Grundsteuerzahlung weiter zu entrichten. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe entweder Widerspruch eingelegt (siehe 1.) oder 
unmittelbar Klage erhoben (siehe 2.) werden.  
 
1.  Wenn Widerspruch eingelegt wird 

 
Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift beim Markt Teisendorf, Postfach 12 30, 83315 Teisendorf einzulegen. 
Sollte über den Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener Frist sachlich nicht entschieden werden, so kann 
Klage beim Bayerischen Verwaltungsgericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, Hausan-
schrift: Bayerstraße 30, 80335 München, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses 
Gerichts erhoben werden. Die Klage kann nicht vor Ablauf von drei Monaten seit der Einlegung des Widerspruchs erhoben 
werden, außer wenn wegen besonderer Umstände des Falles eine kürzere Frist geboten ist. Die Klage muss den Kläger, 
den Beklagten (Markt Teisendorf) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag 
enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll 
in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteilig-
ten beigefügt werden.  

 
2.  Wenn unmittelbar Klage erhoben wird: 
 

Die Klage ist beim Bayerischen Verwaltungsgericht, Anschrift siehe oben, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbe-
amten der Geschäftsstelle dieses Gerichts zu erheben. Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Markt Teisendorf) und 
den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung die-
nenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beige-
fügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.  

 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
 
• Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 (GVBl. 

Nr. 13, Seite 390) wurde im Bereich des Kommunalabgabenrechts ein fakultatives Widerspruchsverfahren eingeführt, das 
eine Wahlmöglichkeit eröffnet zwischen Widerspruchseinlegung und unmittelbarer Klageerhebung.  

• Die Widerspruchseinlegung und Klageerhebung in elektronischer Form (z. B. durch E-Mail) ist unzulässig. 
• Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Verwaltungsgericht seit 1. Juli 2004 grundsätzlich ein Gebührenvor-

schuss zu entrichten.  
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Durch die Einlegung eines Rechtsmittels wird die Wirksamkeit dieser Bekanntmachung nicht gehemmt, insbesondere 
die Einziehung der angeforderten Grundsteuer nicht aufgehalten. 
 
 
Teisendorf, den 15. Dezember 2014 
Markt Teisendorf 
 
Thomas Gasser, Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 12 

Markt Teisendorf 
 

Bekanntmachung über die Aufstellung des Bebauungsplanes  
(Straßenbegrenzungsplanes) „Rotkreuzweg“ 

gem. § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch –BauGB- 
 
Der Gemeinderat beschloss in seiner Sitzung am 1.12.2014 die Aufstellung des Bebauungsplanes „Rotkreuzweg“.  
 
Der künftige Bebauungsplan umfasst die Grundstücke Flst. Nr. 447 und 448/8 (bestehender Rotkreuzweg) sowie voraussicht-
lich Teilflächen aus den privaten Grundstücken Flst. Nr. 448/5 und 448. 
Mit dem Bebauungsplan (Straßenbegrenzungsplan) soll der künftige Ausbau des Rotkreuzweges planerisch festgesetzt wer-
den.  
 
Sobald die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung aufgezeigt werden können, besteht im Rahmen der frühzeitigen Öffent-
lichkeitsbeteiligung für Jedermann Gelegenheit zur Darlegung und Erörterung der Planung.  
 
Auf diesen Verfahrensschritt wird mit einer gesonderten Bekanntmachung hingewiesen. 
 
 
Teisendorf, den 18. Dezember 2014 
Markt Teisendorf 
 
Thomas Gasser, Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 13 

Gemeinde Ainring 
 

8. Satzung zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung  
zur Entwässerungssatzung der Gemeinde Ainring 

 
Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes erlässt die Gemeinde Ainring folgende  
 

Satzung 
 
zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung vom 21.3.1995 (Amtsblatt Nr. 14/1995): 
 

§ 1 
 

§ 10 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
 
„Die Gebühr beträgt 1,70 €/m³ Abwasser.“ 
 

§ 2 
 

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2015 in Kraft. 
 
 
Ainring, den 9. Dezember 2014 
Gemeinde Ainring 
 
Eschlberger, Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 14 

Gemeinde Ainring 
 

Satzung für die Erhebung der Hundesteuer 
 
Aufgrund des Art. 3 Abs. 1 des Kommunalabgabengesetzes erlässt die Gemeinde Ainring folgende  
 

Satzung: 
 

§ 1 
Steuertatbestand 

 
Das Halten eines über vier Monate alten Hundes im Gemeindegebiet unterliegt einer gemeindlichen Jahresaufwandsteuer nach 
Maßgabe dieser Satzung. Maßgebend ist das Kalenderjahr. 
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§ 2 
Steuerfreiheit 

 
Steuerfrei ist das Halten von 
 
1. Hunden ausschließlich zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben, 

2. Hunden des Deutschen Roten Kreuzes, des Arbeiter-Samariter-Bundes, des Malteser Hilfsdienstes, der Johanniter Unfall-
hilfe, des Technischen Hilfswerks oder des Bundes und Landes, die ausschließlich der Durchführung der diesen Organisa-
tionen obliegenden Aufgaben dienen. 

3. Hunden, die für Blinde, Taube, Schwerhörige oder völlig Hilflose unentbehrlich sind, 

4. Hunden, die zur Bewachung von Herden notwendig sind, 

5. Hunden, die aus Gründen des Tierschutzes vorübergehend in Tierasylen oder ähnlichen Einrichtungen untergebracht sind, 

6. Hunden, die für Rettungshunde vorgesehene Prüfungen bestanden haben und als Rettungshunde für den Zivilschutz, den 
Katastrophenschutz oder den Rettungsdienst zur Verfügung stehen, 

7. Hunden in Tierhandlungen, 

8. Hunden, die von Tierheimen erworben werden, werden im Jahr des Erwerbs und im folgenden Jahr steuerfrei gestellt. Als 
Nachweis ist der Gemeinde Ainring eine Bestätigung des Tierheims vorzulegen. 

 
§ 3 

Steuerschuldner; Haftung 
 
(1) Steuerschuldner ist der Halter des Hundes. Hundehalter ist, wer einen Hund im eigenen Interesse oder im Interesse sei-

ner Haushalts- oder Betriebsangehörigen aufgenommen hat. Als Hundehalter gilt auch, wer einen Hund in Pflege oder 
Verwahrung genommen hat oder auf Probe oder zum Anlernen hält. Alle in einen Haushalt oder einen Betrieb aufgenom-
menen Hunde gelten als von ihren Haltern gemeinsam gehalten. 

 
(2) Halten mehrere Personen gemeinsam einen oder mehrere Hunde, so sind sie Gesamtschuldner. 
 
(3) Neben dem Hundehalter haftet der Eigentümer des Hundes für die Steuer. 
 

§ 4 
Wegfall der Steuerpflicht; Anrechnung 

 
(1) Die Steuerpflicht entfällt, wenn ihre Voraussetzungen nur in weniger als drei aufeinanderfolgenden Kalendermonaten er-

füllt werden. 
 
(2) Tritt an die Stelle eines verendeten oder getöteten Hundes, für den die Steuerpflicht besteht, bei demselben Halter ein 

anderer Hund, so entsteht für das laufende Steuerjahr keine neue Steuerpflicht. 
 
(3) Wurde das Halten eines Hundes für das Steuerjahr oder für einen Teil des Steuerjahres bereits in einer anderen Gemein-

de der Bundesrepublik Deutschland besteuert, so ist die erhobene Steuer auf die Steuer anzurechnen, die für das Steuer-
jahr nach dieser Satzung zu zahlen ist. Mehrbeträge werden nicht erstattet. 

 
§ 5 

Steuermaßstab und Steuersatz 
 
Die Steuer beträgt: 
 
für den ersten Hund 55,- € 

für den zweiten Hund 80,- € 

für jeden weiteren Hund 100,- € 
 
Hunde, für die eine Steuerbefreiung nach § 2 gewährt wird, sind bei der Berechnung der Anzahl der Hunde nicht anzusetzen. 
Hunde, für die die Steuer nach § 6 ermäßigt wird, gelten als erste Hunde. 
 

§ 6 
Steuerermäßigungen 

 
(1) Die Steuer ist um die Hälfte für 

 
1. Hunde, die in Einöden und Weilern (Abs. 2) gehalten werden. 

 

2. Hunde, die von Forstbediensteten, Berufsjägern oder Inhabern eines Jagdscheins ausschließlich oder überwiegend 
zur Ausübung der Jagd oder des Jagd- oder Forstschutzes gehalten werden, sofern nicht die Hundehaltung steuerfrei 
ist; für Hunde, die zur Ausübung der Jagd gehalten werden, tritt die Steuerermäßigung nur ein, wenn sie die Brauch-
barkeitsprüfung nach § 58 der Landesverordnung zur Ausführung des Bayerischen Jagdgesetzes vom 10.12.1968 
(GVBl S. 343) mit Erfolg abgelegt haben. 

 
(2) Als Einöde (Abs. 1 Nr. 1) gilt ein Anwesen, dessen Wohngebäude mehr als 500 m von jedem anderen Wohngebäude ent-

fernt ist. Als Weiler (Abs. 1 Nr. 1) gilt eine Mehrzahl benachbarter Anwesen, die zusammen nicht mehr als 300 Einwohner 
zählen und deren Wohngebäude mehr als 500 m von jedem anderen Wohngebäude entfernt sind. 

 
§ 7 

Züchtersteuer 
 

(1) Von Hundezüchtern, die mindestens zwei rassereine Hunde der gleichen Rasse in zuchtfähigem Alter, darunter eine Hün-
din, zu Zuchtzwecken halten, wird die Steuer für Hunde dieser Rasse in der Form der Züchtersteuer erhoben. § 2 Nr. 7 
bleibt unberührt. 
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(2) Die Züchtersteuer beträgt für jeden Hund, der zu Zuchtzwecken gehalten wird, die Hälfte des Steuersatzes nach § 5. § 5 
Satz 3 gilt entsprechend. 

 
§ 8 

Allgemeine Bestimmungen für Steuerbefreiung und Steuerermäßigung  
(Steuervergünstigung) 

 
(1) Maßgebend für die Steuervergünstigung sind die Verhältnisse zu Beginn des Jahres. Beginnt die Hundehaltung erst im 

Laufe des Jahres, so ist dieser Zeitpunkt entscheidend. 
 
(2) In den Fällen des § 6 kann jeder Ermäßigungsgrund nur für jeweils einen Hund des Steuerpflichtigen beansprucht werden. 
 

§ 9 
Entstehung der Steuerpflicht 

 
Die Steuerpflicht entsteht mit Beginn des Jahres oder während des Jahres an dem Tag, an dem der Steuertatbestand verwirk-
licht wird. 

 
§ 10 

Fälligkeit der Steuer 
 
Die Steuerschuld wird einen Monat nach der Bekanntgabe des Steuerbescheids fällig. Bis zur Bekanntgabe eines neuen Steu-
erbescheids ist die Steuer jeweils zum 31. März eines jeden Jahres fällig. 
 

§ 11 
Anzeigepflichten 

 
(1) Wer einen über vier Monate alten, der Gemeinde noch nicht gemeldeten Hund hält, muss ihn unverzüglich der Gemeinde 

melden. Zur Kennzeichnung eines jeden angemeldeten Hundes gibt die Gemeinde ein Hundezeichen aus. 
 
(2) Der steuerpflichtige Hundehalter (§ 3) soll den Hund unverzüglich bei der Gemeinde abmelden, wenn er ihn veräußert 

oder sonst abgeschafft hat, wenn der Hund abhanden gekommen oder eingegangen ist, oder wenn der Halter aus der 
Gemeinde weggezogen ist. 

 
(3) Fallen die Voraussetzungen für eine Steuervergünstigung weg oder ändern sie sich, so ist das der Gemeinde unverzüglich 

anzuzeigen. 
 

§ 12 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt zum 1. Januar 2015 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 9. Juni 1982 sowie die geänderten Satzungs-
bestandteile vom 1. Januar 2005 außer Kraft.  
 
 
Ainring, den 9. Dezember 2014 
Gemeinde Ainring 
 
Eschlberger, Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 15 

Gemeinde Ainring 
 

7. Änderungssatzung zur BGS-WAS 
 
Auf Grund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) erlässt die Gemeinde Ainring folgende 
 

Satzung 
 

zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabesatzung der Gemeinde Ainring (BGS-WAS) vom 15. De-
zember 1995 (Amtsblatt Nr. 51 vom 27.12.1995): 

 
§ 1 

 
§ 10 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
 
(3)  Die Gebühr beträgt 1,10 € pro Kubikmeter entnommenen Wassers. 

 
§ 2 

 
Die Satzung tritt zum 1. Januar 2015 in Kraft. 
 
 
Mitterfelden, den 10. Dezember 2014 
Gemeinde Ainring 
 
Eschlberger, Erster Bürgermeister 
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Bek. Nr. 16 
Gemeinde Bayerisch Gmain 

 
Grundsteuer für 2015 

 
Gemäß § 27 Abs. 3 Grundsteuergesetz (GrStG) vom 7.8.1973 (BGBl. I S. 965) wird die Grundsteuer für das Jahr 2015 – vorbe-
haltlich anderslautender, schriftlicher Grundsteuerbescheide 2015 – in gleicher Höhe wie im Kalenderjahr 2014 festgesetzt. Dies 
bedeutet, dass diejenigen Steuerschuldner, die keinen Grundsteuerbescheid 2015 erhalten, im Kalenderjahr 2015 die gleiche 
Grundsteuer wie im Vorjahr zu entrichten haben. Für die Steuerschuldner treten mit dem heutigen Tag durch diese öffentliche 
Bekanntmachung die gleichen Rechtswirkungen ein, wie wenn Ihnen heute ein schriftlicher Steuerbescheid zugegangen wäre. 
 
Die Grundsteuer ist zu ¼ ihres Jahresbetrages am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November 2015 fällig. 
 
Kleinbeträge werden wie folgt fällig: 
 
1. am 15. August 2015 der Jahresbetrag, wenn dieser 15,00 Euro nicht übersteigt; 
2. am 15. Februar und 15. August 2015 zu je ½ des Jahresbetrages, wenn dieser 30,00 Euro nicht übersteigt. 
 
Hat der Steuerschuldner selbst die Zahlung der Grundsteuer in einem Jahresbetrag beantragt, ist die Grundsteuer am 1. Juli 
2015 zur Zahlung fällig. In jenen Fällen, in denen gegenüber dem Vorjahr in der sachlichen oder persönlichen Steuerpflicht 
Änderungen eintreten, wird von Amts wegen nach Erlass des Grundsteuermessbescheides durch das Finanzamt ein neuer 
Grundsteuerbescheid 2015 zugestellt. Bis zum Ergehen dieses neuen Steuerbescheides sind Vorauszahlungen (§ 29 GrStG) in 
Höhe der bisherigen Grundsteuerzahlung weiter zu entrichten. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diese Steuerfestsetzung kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Widerspruch eingelegt (siehe 1.) oder 
unmittelbar Klage erhoben werden (siehe 2.). 
 
1. Wenn Widerspruch eingelegt wird: 
 

Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen bei Gemeinde Bayerisch Gmain, Großgmainer Str. 12, 
83457 Bayerisch Gmain. Sollte über den Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener Frist sachlich nicht ent-
schieden werden, so kann Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht München, Bayerstr. 30, 80335 München schrift-
lich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage kann nicht 
vor Ablauf von drei Monaten seit der Einlegung des Widerspruchs erhoben werden, außer wenn wegen besonderer Um-
stände des Falles eine kürzere Frist geboten ist. Die Klage muss den Kläger, den Beklagten Gemeinde Bayerisch Gmain 
und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtenen Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift 
beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 
 

2. Wenn unmittelbar Klage erhoben wird: 
 

Die Klage ist bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht München, Bayernstr. 30, 80335 München schriftliche oder zur Nie-
derschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts zu erheben. Die Klage muss den Kläger, den Beklagten 
Gemeinde Bayerisch Gmain und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag ent-
halten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten 
beigefügt werden. 

 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
- Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 (GVBl        

S. 390) wurde ein fakultatives Widerspruchsverfahren eingeführt, das eine Wahlmöglichkeit eröffnet zwischen Wider-
spruchseinlegung und unmittelbarer Klageerhebung. 

- Die Widerspruchseinlegung und Klageerhebung in elektronischer Form (z. B. durch E-Mail) ist unzulässig. 
- Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten seit 1. Juli 2004 grundsätzlich ein Gebührenvor-

schuss zu entrichten. 
 
Durch die Einlegung eines Rechtsmittels wird die Wirksamkeit dieser Bekanntmachung nicht gehemmt, insbesondere 
die Einziehung der angeforderten Grundsteuer nicht aufgehalten. 
 
 
Bayerisch Gmain, den 16. Dezember 2014 
Gemeinde Bayerisch Gmain 
 
Hawlitschek, Erster Bürgermeister 
 
 

Bek. Nr. 17 
Gemeinde Ramsau b. Berchtesgaden 

 
3. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung für die öffentliche  

Abfallentsorgung in der Gemeinde Ramsau b. Berchtesgaden (GS-AWS)  
Vom 16. Dezember 2014 

 
§ 1  

 
Die Gebührensatzung für die öffentliche Abfallbeseitigung in der Gemeinde Ramsau b. Berchtesgaden vom 16. Novem-         
ber 2001, veröffentlicht im Amtsblatt Nr. 49 vom 4. Dezember 2001, in der Fassung vom 25.11.2008, veröffentlicht im Amtsblatt 
Nr. 50 vom 9.12.2008, wird wie folgt geändert: 
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§ 5 Abs. 1 mit 4 erhält folgende Fassung: 
 
(1)  Die Gebühr für die Abfallentsorgung unter Verwendung von Restmüllbehältnissen mit 120 Liter Füllraum beträgt jährlich je 

Tonne bei 
 

1. wöchentlich einmaliger Abfuhr 350,00 € 
2. 14-tägiger Abfuhr 175,00 € 
3. wöchentlich einmaliger Abfuhr während der Saison  

und 14-tägiger Abfuhr außerhalb der Saison 263,00 € 
4. wöchentlich einmaliger Abfuhr nur während der Saison 175,00 € 

 
(2)  Die Gebühr für die Abfallentsorgung unter Verwendung von Restmüllbehältnissen mit 240 Liter Füllraum (Müllgroßbehäl-

ter) beträgt jährlich je Großbehälter bei 
 

1. wöchentlich einmaliger Abfuhr 700,00 € 
2. 14-tägiger Abfuhr 350,00 € 
3. wöchentlich einmaliger Abfuhr während der Saison  

und 14-tägiger Abfuhr außerhalb der Saison 525,00 € 
4. wöchentlich einmaliger Abfuhr nur während der Saison 350,00 € 

 
(3)  Die Gebühr für die Abfallentsorgung unter Verwendung von Restmüllbehältnissen mit 1.100 Liter Füllraum (Müllgroßraum-

behälter) beträgt jährlich je Großraumbehälter bei 
 

1. wöchentlich einmaliger Abfuhr 3.210,00 € 
2. 14-tägiger Abfuhr  1.605,00 € 
3. wöchentlich einmaliger Abfuhr während der Saison  

und 14-tägiger Abfuhr außerhalb der Saison 2.408,00 € 
4. wöchentlich einmaliger Abfuhr nur während der Saison 1.605,00 € 

 
(4)  Die Gebühr für die Abfallentsorgung unter Verwendung von Restmüllsäcken mit 60 Liter Füllvolumen beträgt 
 

1.  bei der Zulassung von Restmüllsäcken gemäß § 14 Abs. 3 Buchst. b) der  
Abfallwirtschaftssatzung (AWS) für wöchentlich einmalige Abfuhr pro Jahr 175,00 € 

2.  bei der Zulassung von Restmüllsäcken gemäß § 14 Abs. 3 Buchst a) und c) AWS pro Sack 3,00 € 
 

§ 2 
 

Diese Änderung tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.  
 
 
Ramsau b. Berchtesgaden, den 16. Dezember 2014 
Gemeinde Ramsau b. Berchtesgaden 
 
Gschoßmann, Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 18 

Gemeinde Ramsau b. Berchtesgaden 
 

Bekanntmachung über die erneute Beteiligung der Öffentlichkeit  
gemäß § 3 Abs. 2 und § 4a Absatz 3 Satz 3 Baugesetzbuch (BauGB)   

zur 14. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Ramsau b. Berchtesgaden   
 
Der Gemeinderat Ramsau b. Berchtesgaden hat in seiner Sitzung am 15.6.2010 die 14. Änderung des Flächennutzungsplanes 
beschlossen.  
 
Allgemeine Ziele der Planung 
 
Anlass und Ziel der Planung ist die planungsrechtliche Sicherung des Bestandes sowie die notwendige Ausweisung von Ge-
werbeflächen in der Gemeinde.  
 
Das Planungsgebiet gliedert sich in drei Bereiche auf 
 
1. Ein Mischgebiet in der Höhenlage der B 305, Großteils bebaut (Wohnen, Gastronomie und Gewerbe) mit einer Größe von 

ca. 10.000 qm (Bestandssicherung) 
2. Gewerbegebiet auf Höhenlage der B 305 derzeit landwirtschaftlich genutzt mit Steilböschungen mit einer Größe von   

7.800 qm (Neuansiedelung) 
3. Gewerbegebiet für Sägewerk und Zimmerei auf einem ca. 6 m höheren Plateau. Die Fläche mit ca. 26.800 qm wird seit 

mehr als 30 Jahren für ein Sägewerk genutzt (Bestandssicherung). 
 
Der Planungsbereich umfasst folgende Grundstücke: 
 
Flurnummern 874/3, 874/18, 874/19, 876, 883/2, 887, 887/2, 895/3, sowie Teilflächen aus den Flurnummern 874, 895, und 
895/2 jeweils Gemarkung Ramsau.   
 
Für diese Bauleitplanung wurde die frühzeitige Beteiligung der Behörden und Öffentlichkeit und die Beteiligung nach § 3 Abs.2 
und § 4 Abs. 2 BauGB durchgeführt Die hierbei vorgebrachten Anregungen und Informationen wurden in die Planung eingear-
beitet.  
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Aufgrund eines Verfahrensfehlers bei den Bekanntmachungen zur Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB ist die Auslegung der 
Verfahrensunterlagen zu wiederholen. Gemäß § 4a Abs. 3 Satz 3 wird die Auslegung und die Frist zur Stellungnahme ange-
messen verkürzt.  
 
Der geänderte Entwurf zur 14. Änderung des Flächennutzungsplans in der Fassung vom 16.9.2014 und die Begründung und 
Umweltbericht in der Fassung vom 16.9.2014 können im Zeitraum vom 
 

2. Januar 2015 bis einschließlich 19. Januar 2015 
 
bei der Gemeindeverwaltung Ramsau b. Berchtesgaden, Im Tal 2, Zimmer Nr. 13 während der allgemeinen Dienststunden ein-
gesehen werden. 
 
Folgende Arten umweltbezogener Informationen sind während der öffentlichen Auslegung der Bauleitplanung verfügbar: 
 
• Umweltbericht zur 14. Änderung des Flächennutzungsplans mit zu erwartenden Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter 

Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Klima, Luft, Mensch, Gesundheit, Kultur und Wechselwirkungen   
• Schalltechnischen Untersuchung zur bestehenden Vorbelastung von Berater Kreis Kirchner vom 22.4.2013 
• Schalltechnische Untersuchung von Berater Kreis Kirchner vom 26.4.2013 
• Umweltbezogene Stellungnahme eines Bürgers 
• Umweltbezogene Stellungnahmen von Unterer Naturschutzbehörde, Bayerischem Landesamt für Umwelt und Wasserwirt-

schaftsamt Traunstein 
 
Auf Wunsch wird die Planung erläutert. Während dieser Auslegungsfrist können Stellungnahmen abgegeben werden. Es wird 
darauf hingewiesen, dass nicht fristgerechte abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über diese Änderung des 
Flächennutzungsplans unberücksichtigt bleiben und dass ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, 
soweit mit ihm die Einwendungen gemacht werden, die vom Antragssteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet 
geltend gemacht werden, aber hätten geltend gemacht werden können.     
 
 
Ramsau b. Berchtesgaden, den 18. Dezember 2014 
Gemeinde Ramsau b. Berchtesgaden 
 
Gschoßmann, Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 19 

Gemeinde Schneizlreuth 
 

Satzung zur Regelung von Fragen des örtlichen Gemeindeverfassungsrechts 
 
Die Gemeinde Schneizlreuth erlässt aufgrund der Art. 20 a, 23, 32, 33, 34, 35, 40, 41, 88 und 103 der Gemeindeordnung für 
den Freistaat Bayern folgende  
 

Satzung: 
 

§ 1 
Zusammensetzung des Gemeinderats 

 
Der Gemeinderat besteht aus dem ehrenamtlichen ersten Bürgermeister (§ 4) und zwölf ehrenamtlichen Mitgliedern. 
 

§ 2 
Ausschüsse 

 
(1)  Der Gemeinderat bestellt zur Mitwirkung bei der Erledigung seiner Aufgaben folgende ständige Ausschüsse: 
 

a) den Finanzausschuss, bestehend aus dem Vorsitzenden und vier ehrenamtlichen Gemeinderatsmitgliedern, 

b) den Rechnungsprüfungsausschuss, bestehend aus dem Vorsitzenden und vier Mitgliedern des Gemeinderats.  
 
(2)  Den Vorsitz im Finanzausschuss (Absatz 1 Buchst. a) führt der erste Bürgermeister. Im Rechnungsprüfungsausschuss 

(Absatz 1 Buchst. b) führt ein vom Gemeinderat bestimmtes ehrenamtliches Gemeinderatsmitglied den Vorsitz. 
 
(3)  Der Ausschuss nach Absatz 1 Buchst. a ist vorberatend tätig, soweit der Gemeinderat selbst zur Entscheidung zuständig 

ist. 
  
(4)  Das Aufgabengebiet der Ausschüsse im Einzelnen ergibt sich aus der Geschäftsordnung, soweit es nicht durch gesetzli-

che Bestimmungen festgelegt ist.  
 

§ 3 
Tätigkeit der ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder; 

Entschädigung 
 
(1)  1Die Tätigkeit der ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder erstreckt sich auf die Mitwirkung bei den Beratungen und Ent-

scheidungen des Gemeinderats und seiner Ausschüsse. 2Außerdem können einzelnen Mitgliedern besondere Verwal-
tungs- und Überwachungsbefugnisse nach näherer Vorschrift der Geschäftsordnung übertragen werden.  

 
(2)  Die ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder erhalten für ihre Tätigkeit als Entschädigung ein Sitzungsgeld von je 20 € für 

die notwendige Teilnahme an Sitzungen des Gemeinderats oder eines Ausschusses.  
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(3)  1Gemeinderatsmitglieder, die Arbeiter oder Angestellte sind, haben außerdem Anspruch auf Ersatz des nachgewiesenen 
Verdienstausfalls. 2Selbstständig Tätige erhalten eine Pauschalentschädigung von 7,70 € je volle Stunde für den Ver-
dienstausfall, der durch Zeitversäumnis ihrer beruflichen Tätigkeit entstanden ist. 3Sonstige Gemeinderatsmitglieder, de-
nen im beruflichen oder häuslichen Bereich ein Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das Nachholen versäumter 
Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfskraft ausgeglichen werden kann, erhalten eine Pauschalentschädigung von 
5,15 € je volle Stunde. 4Die Ersatzleistungen nach diesem Absatz werden nur auf Antrag gewährt. 
5Die Entschädigungsbeträge laut Absatz 3 Sätze 2 und 3 sollen auf einen gesetzlichen Mindestlohn erhöht werden, wenn 
ein solcher in Kraft tritt und soweit ein solcher für die einschlägige Tätigkeit für anwendbar erklärt wird.  

 
(4)  Die ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder erhalten für auswärtige Tätigkeit Reisekosten und Tagegelder nach den Be-

stimmungen des Bayerischen Reisekostengesetzes.  
 

§ 4 
Erster Bürgermeister 

 
Der erste Bürgermeister ist Ehrenbeamter.  
 

§ 5 
Weitere Bürgermeister 

 
Der zweite Bürgermeister ist Ehrenbeamter.  
 

§ 6 
Inkrafttreten 

 
1Diese Satzung tritt am 1. Mai 2014 in Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Satzung zur Regelung von Fragen des örtlichen Gemeindever-
fassungsrechts vom 14. Mai 2008 außer Kraft.  
 
 
Schneizlreuth, den 27. Mai 2014 
Gemeinde Schneizlreuth 
 
Wolfgang Simon, Erster Bürgermeister  
 
 
Bek. Nr. 20 

Gemeinde Schneizlreuth 
 

Satzung für die öffentliche Entwässerungseinrichtung der Gemeinde Schneizlreuth 
   (Entwässerungssatzung – EWS) 

Vom 12. November 2014 
 
Auf Grund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nrn. 1 und 2, Abs. 2 und 3 der Gemeindeordnung (GO) sowie Art. 34 Abs. 2 Satz 1 
des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) erlässt die Gemeinde Schneizlreuth folgende  
 

Satzung: 
 

§ 1  
Öffentliche Einrichtung 

 
(1) Die Gemeinde betreibt eine öffentliche Einrichtung zur Abwasserbeseitigung (Entwässerungseinrichtung) für das Gebiet 

 
Unterjettenberg, ohne Grundstücke Unterjettenberg 1, 2 und 3;  

Fronau, ohne die Grundstücke Fronau 1, 9, 10 und 11;  

Ulrichsholz,  

Schneizlreuth,    

Ristfeucht und  

Melleck 
 
(2)  Art und Umfang der Entwässerungseinrichtung bestimmt die Gemeinde. 
 
(3)  Zur Entwässerungseinrichtung gehören auch die im öffentlichen Straßengrund liegenden Teile der Grundstücksanschlüs-

se. 
 

§ 2  
Grundstücksbegriff, Verpflichtete 

 
(1)  Grundstück im Sinn dieser Satzung ist jedes räumlich zusammenhängende und einem gemeinsamen Zweck dienende 

Grundeigentum desselben Eigentümers, das eine selbstständige wirtschaftliche Einheit bildet, auch wenn es sich um meh-
rere Grundstücke oder Teile von Grundstücken im Sinn des Grundbuchrechts handelt. Soweit rechtlich verbindliche plane-
rische Vorgaben vorhanden sind, sind sie zu berücksichtigen. 

 
(2)  Die in dieser Satzung für Grundstückseigentümer erlassenen Vorschriften gelten auch für Teileigentümer, Erbbauberech-

tigte, Wohnungseigentümer, Wohnungserbbauberechtigte, Nießbraucher und sonstige zur Nutzung eines Grundstücks 
dinglich Berechtigte. Von mehreren dinglich Berechtigten ist jeder berechtigt und verpflichtet; sie haften als Gesamt-
schuldner. 
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§ 3  
Begriffsbestimmungen 

 
Im Sinn dieser Satzung haben die nachstehenden Begriffe folgende Bedeutung: 
 
1. Abwasser 

 
ist das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderte 
Wasser und das bei Trockenwetter damit zusammen abfließende Wasser (Schmutzwasser) sowie das von Niederschlägen 
aus dem Bereich von bebauten oder befestigten Flächen gesammelt abfließende Wasser (Niederschlagswasser). Als 
Schmutzwasser gelten auch die aus Anlagen zum Behandeln, Lagern und Ablagern von Abfällen austretenden und ge-
sammelten Flüssigkeiten. 
 
Die Bestimmungen dieser Satzung gelten nicht für das in landwirtschaftlichen Betrieben anfallende Abwasser (einschließ-
lich Jauche und Gülle), das dazu bestimmt ist, auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Böden 
aufgebracht zu werden; nicht zum Aufbringen bestimmt ist insbesondere das häusliche Abwasser. 

 
2. Kanäle  

 
sind Mischwasserkanäle, Schmutzwasserkanäle oder Regenwasserkanäle einschließlich der Sonderbauwerke wie z. B. 
Schächte, Regenbecken, Pumpwerke, Regenüberläufe. 

 
3. Schmutzwasserkanäle 

 
dienen ausschließlich der Aufnahme und Ableitung von Schmutzwasser. 

 
4. Mischwasserkanäle 

 
sind zur Aufnahme und Ableitung von Niederschlags- und Schmutzwasser bestimmt. 

 
5. Regenwasserkanäle 

 
dienen ausschließlich der Aufnahme und Ableitung von Niederschlagswasser. 

 
6. Sammelkläranlage 

 
ist eine Anlage zur Reinigung des in den Kanälen gesammelten Abwassers einschließlich der Ableitung zum Gewässer. 

 
7. Grundstücksanschlüsse 

 
sind 

 
- bei Freispiegelkanälen: 

 
die Leitungen vom Kanal bis einschließlich Kontrollschacht. 

 
- bei Druckentwässerung: 

 
die Leitungen vom Kanal bis zum Abwassersammelschacht. 

 
- bei Unterdruckentwässerung: 

 
die Leitungen vom Kanal bis einschließlich des Hausanschlussschachts. 

 
8. Grundstücksentwässerungsanlagen 

 
sind 

 
- bei Freispiegelkanälen: 

 
die Einrichtungen eines Grundstücks, die der Beseitigung des Abwassers dienen, bis einschließlich des Kontroll-
schachts. Hierzu zählt auch die im Bedarfsfall erforderliche Hebeanlage zur ordnungsgemäßen Entwässerung eines 
Grundstücks (§ 9 Abs. 4). 

 
- bei Druckentwässerung: 

 
die Einrichtungen eines Grundstücks, die der Beseitigung des Abwassers dienen, bis einschließlich des Abwasser-
sammelschachts. 
 

- bei Unterdruckentwässerung: 
 
die Einrichtungen eines Grundstücks, die der Beseitigung des Abwassers dienen, bis zum Hausanschlussschacht. 
Ist entgegen § 9 Abs. 3 Satz 1 kein Kontrollschacht vorhanden, endet die Grundstücksentwässerungsanlage an der 
Grenze des Grundstücks zum öffentlichen Straßengrund.  
 

9. Kontrollschacht 
 
ist ein Übergabeschacht, der zur Kontrolle und Wartung der Anlage dient. 

 
10. Abwassersammelschacht (bei Druckentwässerung) 

 
ist ein Schachtbauwerk mit Pumpen- und Steuerungsanlage. 
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11. Hausanschlussschacht (bei Unterdruckentwässerung) 
 
ist ein Schachtbauwerk mit einem als Vorlagebehälter dienenden Stauraum sowie einer Absaugventileinheit.  

 
12. Messschacht 

 
ist eine Einrichtung für die Messung des Abwasserabflusses oder die Entnahme von Abwasserproben. 

 
13. Abwasserbehandlungsanlage 

 
ist eine Einrichtung, die dazu dient, die Schädlichkeit des Abwassers vor Einleitung in den Kanal zu vermindern oder zu be-
seitigen. Hierzu zählen insbesondere Kleinkläranlagen zur Reinigung häuslichen Abwassers sowie Anlagen zur (Vor-)Be-
handlung gewerblichen oder industriellen Abwassers. 

 
14. Fachlich geeigneter Unternehmer 

 
ist ein Unternehmer, der geeignet ist, Arbeiten an Grundstücksentwässerungsanlagen fachkundig auszuführen. Vorausset-
zungen für die fachliche Eignung sind insbesondere 
 
- die ausreichende berufliche Qualifikation und Fachkunde der verantwortlichen technischen Leitung, 

- die Sachkunde des eingesetzten Personals und dessen nachweisliche Qualifikation für die jeweiligen Arbeiten an 
Grundstücksentwässerungsanlagen, 

- die Verfügbarkeit der benötigten Werkzeuge, Maschinen und Geräte, 

- die Verfügbarkeit und Kenntnis der entsprechenden Normen und Vorschriften, 

- eine interne Qualitätssicherung (Weiterbildung, Kontrollen und Dokumentation). 
 

§ 4  
Anschluss- und Benutzungsrecht 

 
(1)  Jeder Grundstückseigentümer kann verlangen, dass sein Grundstück nach Maßgabe dieser Satzung an die Entwässe-

rungseinrichtung angeschlossen wird. Er ist berechtigt, nach Maßgabe der §§ 14 bis 17 das anfallende Abwasser in die 
Entwässerungseinrichtung einzuleiten. 

 
(2)  Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, die durch einen Kanal erschlossen sind. 

Der Grundstückseigentümer kann unbeschadet weiter gehender bundes- und landesgesetzlicher Vorschriften nicht ver-
langen, dass neue Kanäle hergestellt oder bestehende Kanäle geändert werden. Welche Grundstücke durch einen Kanal 
erschlossen werden, bestimmt die Gemeinde. 

 
(3)  Ein Anschluss- und Benutzungsrecht besteht nicht, 
 

1. wenn das Abwasser wegen seiner Art oder Menge nicht ohne Weiteres von der Entwässerungseinrichtung über-
nommen werden kann und besser von demjenigen behandelt wird, bei dem es anfällt oder 

 
2. solange eine Übernahme des Abwassers technisch oder wegen des unverhältnismäßig hohen Aufwands nicht mög-

lich ist. 
 
(4)  Die Gemeinde kann den Anschluss und die Benutzung versagen, wenn die gesonderte Behandlung des Abwassers we-

gen der Siedlungsstruktur das Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt. 
 

§ 5  
Anschluss- und Benutzungszwang 

 
(1)  Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind verpflichtet, bebaute Grundstücke an die Entwässerungseinrichtung anzu-

schließen (Anschlusszwang). Ein Anschlusszwang besteht nicht, wenn der Anschluss rechtlich oder tatsächlich unmöglich 
ist. 

 
(2)  Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind verpflichtet, auch unbebaute Grundstücke an die Entwässerungseinrichtung 

anzuschließen, wenn Abwasser anfällt. 
 
(3)  Ein Grundstück gilt als bebaut, wenn auf ihm bauliche Anlagen, bei deren Benutzung Abwasser anfallen kann, dauernd 

oder vorübergehend vorhanden sind. 
 
(4)  Bei baulichen Maßnahmen, die eine Veränderung der Abwassereinleitung nach Menge oder Beschaffenheit zur Folge 

haben, muss der Anschluss vor dem Beginn der Benutzung des Baus hergestellt sein. In allen anderen Fällen ist der An-
schluss nach schriftlicher Aufforderung durch die Gemeinde innerhalb der von ihr gesetzten Frist herzustellen. 

 
(5)  Auf Grundstücken, die an die Entwässerungseinrichtung angeschlossen sind, ist im Umfang des Benutzungsrechts alles 

Abwasser in die Entwässerungseinrichtung einzuleiten (Benutzungszwang). Verpflichtet sind der Grundstückseigentümer 
und alle Benutzer der Grundstücke. Sie haben auf Verlangen der Gemeinde die dafür erforderliche Überwachung zu dul-
den. 

 
§ 6  

Befreiung von Anschluss- oder Benutzungszwang 
 
(1)  Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Benutzung wird auf Antrag ganz oder zum Teil befreit, wenn der Anschluss 

oder die Benutzung aus besonderen Gründen auch unter Berücksichtigung der Erfordernisse des Gemeinwohls nicht zu-
mutbar ist. Der Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der Gründe schriftlich bei der Gemeinde einzureichen. 
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(2)  Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, Auflagen und Widerrufsvorbehalt erteilt werden. 
 

§ 7  
Sondervereinbarungen 

 
(1)  Ist der Grundstückseigentümer nicht zum Anschluss oder zur Benutzung berechtigt oder verpflichtet, kann die Gemeinde 

durch Vereinbarung ein besonderes Benutzungsverhältnis begründen. 
 
(2)  Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Bestimmungen dieser Satzung und der Beitrags- und Gebührensatzung ent-

sprechend. Ausnahmsweise kann in der Sondervereinbarung Abweichendes bestimmt werden, soweit dies sachgerecht 
ist. 

 
§ 8  

Grundstücksanschluss 
 

(1) Der Grundstücksanschluss wird von der Gemeinde hergestellt, verbessert, erneuert, geändert und unterhalten sowie still-
gelegt und beseitigt.  
 
Die Gemeinde kann, soweit der Grundstücksanschluss nicht nach § 1 Abs. 3 Bestandteil der Entwässerungseinrichtung 
ist, auf Antrag zulassen oder von Amts wegen anordnen, dass der Grundstückseigentümer den Grundstücksanschluss 
ganz oder teilweise herstellt, verbessert, erneuert, ändert und unterhält sowie stilllegt und beseitigt; § 9 Abs. 2 und 6 sowie 
§§ 10 bis 12 gelten entsprechend. 

 
(2)  Die Gemeinde bestimmt Zahl, Art, Nennweite und Führung der Grundstücksanschlüsse. Sie bestimmt auch, wo und an 

welchen Kanal anzuschließen ist. Begründete Wünsche des Grundstückseigentümers werden dabei nach Möglichkeit be-
rücksichtigt. 

 
(3)  Jeder Grundstückseigentümer, dessen Grundstück an die Entwässerungseinrichtung angeschlossen oder anzuschließen 

ist, muss die Verlegung von Grundstücksanschlüssen, den Einbau von Schächten, Schiebern, Messeinrichtungen und 
dergleichen und von Sonderbauwerken zulassen, ferner das Anbringen von Hinweisschildern dulden, soweit diese Maß-
nahmen für die ordnungsgemäße Beseitigung des auf seinem Grundstück anfallenden Abwassers erforderlich sind. 

 
§ 9  

Grundstücksentwässerungsanlage 
 
(1)  Jedes Grundstück, das an die Entwässerungseinrichtung angeschlossen wird, ist vorher vom Grundstückseigentümer mit 

einer Grundstücksentwässerungsanlage zu versehen. Wird das Schmutzwasser über die Entwässerungseinrichtung abge-
leitet, aber keiner Sammelkläranlage zugeführt, ist die Grundstücksentwässerungsanlage mit einer Abwasserbehand-
lungsanlage auszustatten. 

 
(2)  Die Grundstücksentwässerungsanlage und die Abwasserbehandlungsanlage im Sinn des Abs. 1 Satz 2 sind nach den 

allgemein anerkannten Regeln der Technik herzustellen, zu betreiben, zu verbessern, zu erneuern, zu ändern, zu unter-
halten, stillzulegen oder zu beseitigen. Für die Reinigungsleistung der Abwasserbehandlungsanlage im Sinn des Abs. 1 
Satz 2 ist darüber hinaus der Stand der Technik maßgeblich. 

 
(3)  Am Ende der Grundstücksentwässerungsanlage ist ein Kontrollschacht zu errichten. Die Gemeinde kann verlangen, dass 

anstelle oder zusätzlich zum Kontrollschacht ein Messschacht zu erstellen ist. Bei Druckentwässerung oder Unterdruck-
entwässerung gelten Sätze 1 und 2 nicht, wenn die Kontrolle und Wartung der Grundstücksentwässerungsanlage über 
den Abwassersammelschacht oder den Hausanschlussschacht durchgeführt werden kann. 

 
(4)  Besteht zum Kanal kein ausreichendes Gefälle, kann die Gemeinde vom Grundstückseigentümer den Einbau und den 

Betrieb einer Hebeanlage zur Entwässerung des Grundstücks verlangen, wenn ohne diese Anlage eine ordnungsgemäße 
Beseitigung des Abwassers bei einer den allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechenden Planung und Aus-
führung des Kanalsystems für die Gemeinde nicht möglich oder nicht wirtschaftlich ist. 

 
(5)  Gegen den Rückstau des Abwassers aus der Entwässerungseinrichtung hat sich jeder Anschlussnehmer selbst zu schüt-

zen. 
 
(6)  Die Grundstücksentwässerungsanlage sowie Arbeiten daran dürfen nur durch fachlich geeignete Unternehmer ausgeführt 

werden. Die Gemeinde kann den Nachweis der fachlichen Eignung verlangen. 
 

§ 10  
Zulassung der Grundstücksentwässerungsanlage 

 
(1)  Bevor die Grundstücksentwässerungsanlage hergestellt oder geändert wird, sind der Gemeinde folgende Unterlagen in 

doppelter Fertigung einzureichen: 
 

a) Lageplan des zu entwässernden Grundstücks im Maßstab 1:1.000, 
 

b) Grundriss- und Flächenpläne im Maßstab 1:100, aus denen der Verlauf der Leitungen und im Fall des § 9 Abs. 1 
Satz 2 die Abwasserbehandlungsanlage ersichtlich sind, 
 

c) Längsschnitte aller Leitungen mit Darstellung der Entwässerungsgegenstände im Maßstab 1:100, bezogen auf Nor-
mal-Null (NN), aus denen insbesondere die Gelände- und Kanalsohlenhöhen, die maßgeblichen Kellersohlenhöhen, 
Querschnitte und Gefälle der Kanäle, Schächte, höchste Grundwasseroberfläche zu ersehen sind, 
 

d) wenn Gewerbe- oder Industrieabwasser oder Abwasser, das in seiner Beschaffenheit erheblich vom Hausabwasser 
abweicht, zugeführt wird, ferner Angaben über 

 
- Zahl der Beschäftigten und der ständigen Bewohner auf dem Grundstück, wenn deren Abwasser miterfasst wer-

den soll, 
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- Menge und Beschaffenheit des Verarbeitungsmaterials, der Erzeugnisse, 

- die Abwasser erzeugenden Betriebsvorgänge, 

- Höchstzufluss und Beschaffenheit des zum Einleiten bestimmten Abwassers, 

- die Zeiten, in denen eingeleitet wird, die Vorbehandlung des Abwassers (Kühlung, Reinigung, Neutralisation, 
Dekontaminierung) mit Bemessungsnachweisen. 

 
Soweit nötig, sind die Angaben zu ergänzen durch den wasserwirtschaftlichen Betriebsplan (Zufluss, Verbrauch, 
Kreislauf, Abfluss) und durch Pläne der zur Vorbehandlung beabsichtigten Einrichtungen. 

 
Die Pläne müssen den bei der Gemeinde aufliegenden Planmustern entsprechen. Alle Unterlagen sind vom Grundstücks-
eigentümer und dem Planfertiger zu unterschreiben. Die Gemeinde kann erforderlichenfalls weitere Unterlagen anfordern. 

 
(2)  Die Gemeinde prüft, ob die geplante Grundstücksentwässerungsanlage den Bestimmungen dieser Satzung entspricht. Ist 

das der Fall, erteilt die Gemeinde schriftlich ihre Zustimmung und gibt eine Fertigung der eingereichten Unterlagen mit Zu-
stimmungsvermerk zurück; die Zustimmung kann unter Bedingungen und Auflagen erteilt werden. Die Zustimmung gilt als 
erteilt, wenn die Gemeinde nicht innerhalb von drei Monaten nach Zugang der vollständigen Planunterlagen ihre Zustim-
mung schriftlich verweigert. 
Entspricht die Grundstücksentwässerungsanlage nicht den Bestimmungen dieser Satzung, setzt die Gemeinde dem 
Grundstückseigentümer unter Angabe der Mängel eine angemessene Frist zur Berichtigung und erneuten Einreichung der 
geänderten Unterlagen bei der Gemeinde; Satz 3 gilt entsprechend. 

 
(3)  Mit der Herstellung oder Änderung der Grundstücksentwässerungsanlage darf erst begonnen werden, wenn die Zustim-

mung nach Abs. 2 erteilt worden ist oder als erteilt gilt. Eine Genehmigungspflicht nach sonstigen, insbesondere nach 
straßen-, bau- und wasserrechtlichen Bestimmungen bleibt durch die Zustimmung unberührt. 

 
(4)  Von den Bestimmungen der Abs. 1 bis 3 kann die Gemeinde Ausnahmen zulassen. 
 

§ 11  
Herstellung und Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage 

 
(1)  Der Grundstückseigentümer hat der Gemeinde den Beginn des Herstellens, des Änderns, des Ausführens größerer Un-

terhaltungsarbeiten oder des Beseitigens spätestens drei Tage vorher schriftlich anzuzeigen und gleichzeitig den Unter-
nehmer zu benennen. Muss wegen Gefahr im Verzug mit den Arbeiten sofort begonnen werden, ist der Beginn innerhalb 
von 24 Stunden schriftlich anzuzeigen. 

 
(2)  Die Gemeinde ist berechtigt, die Arbeiten zu überprüfen. Der Grundstückseigentümer hat zu allen Überprüfungen Arbeits-

kräfte, Geräte und Werkstoffe bereitzustellen. 
 
(3)  Der Grundstückseigentümer hat die Grundstücksentwässerungsanlage vor Verdeckung der Leitungen auf satzungsgemä-

ße Errichtung und vor ihrer Inbetriebnahme auf Mängelfreiheit durch einen nicht an der Bauausführung beteiligten fachlich 
geeigneten Unternehmer prüfen und das Ergebnis durch diesen bestätigen zu lassen. Dies gilt nicht, soweit die Gemeinde 
die Prüfungen selbst vornimmt; sie hat dies vorher anzukündigen. Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. Werden die Leitungen 
vor Durchführung der Prüfung auf satzungsgemäße Errichtung der Grundstücksentwässerungsanlage verdeckt, sind sie 
auf Anordnung der Gemeinde freizulegen. 

 
(4)  Soweit die Gemeinde die Prüfungen nicht selbst vornimmt, hat der Grundstückseigentümer der Gemeinde die Bestätigun-

gen nach Abs. 3 vor Verdeckung der Leitungen und vor Inbetriebnahme der Grundstücksentwässerungsanlage unaufge-
fordert vorzulegen. Die Gemeinde kann die Verdeckung der Leitungen oder die Inbetriebnahme der Grundstücksentwäs-
serungsanlage innerhalb eines Monats nach Vorlage der Bestätigungen oder unverzüglich nach Prüfung durch die Ge-
meinde schriftlich untersagen. In diesem Fall setzt die Gemeinde dem Grundstückseigentümer unter Angabe der Gründe 
für die Untersagung eine angemessene Nachfrist für die Beseitigung der Mängel; Sätze 1 und 2 sowie Abs. 3 gelten ent-
sprechend. 

 
(5)  Die Zustimmung nach § 10 Abs. 2, die Bestätigungen des fachlich geeigneten Unternehmers oder die Prüfung durch die 

Gemeinde befreien den Grundstückseigentümer, den ausführenden oder prüfenden Unternehmer sowie den Planfertiger 
nicht von der Verantwortung für die vorschriftsmäßige und fehlerfreie Planung und Ausführung der Anlage. 

 
(6)  Liegt im Fall des § 9 Abs. 1 Satz 2 die Bestätigung eines privaten Sachverständigen der Wasserwirtschaft über die ord-

nungsgemäße Errichtung der Abwasserbehandlungsanlage gemäß den Richtlinien für Zuwendungen für Kleinkläranlagen 
vor, ersetzt diese in ihrem Umfange die Prüfung und Bestätigung nach Abs. 3 und Abs. 4. 

 
§ 12  

Überwachung 
 
(1)  Der Grundstückseigentümer hat die von ihm zu unterhaltenden Grundstücksanschlüsse, Messschächte und Grundstücks-

entwässerungsanlagen in Abständen von jeweils 20 Jahren ab Inbetriebnahme auf eigene Kosten durch einen fachlich 
geeigneten Unternehmer auf Mängelfreiheit prüfen und das Ergebnis durch diesen bestätigen zu lassen; für Anlagen in 
Wasserschutzgebieten bleiben die Festlegungen in der jeweiligen Schutzgebietsverordnung unberührt. Der Grundstücks-
eigentümer hat der Gemeinde die Bestätigung innerhalb von vier Wochen nach Abschluss der Prüfung unaufgefordert 
vorzulegen. Festgestellte Mängel hat der Grundstückseigentümer unverzüglich beseitigen zu lassen. Bei erheblichen 
Mängeln ist innerhalb von zwei Monaten nach Ausstellung der Bestätigung eine Nachprüfung durchzuführen; Satz 2 gilt 
entsprechend. Die Frist für die Nachprüfung kann auf Antrag verlängert werden. 

 
(2)  Für nach § 9 Abs. 1 Satz 2 erforderliche Abwasserbehandlungsanlagen gelten die einschlägigen wasserrechtlichen Be-

stimmungen, insbesondere Art. 60 Abs. 1 und 2 BayWG für Kleinkläranlagen.1) 

                                                           

1) Art. 60 Abs. 3 BayWG bleibt unberührt. 
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(3)  Der Grundstückseigentümer hat Störungen und Schäden an den Grundstücksanschlüssen, Messschächten, Grundstücks-
entwässerungsanlagen, Überwachungseinrichtungen und Abwasserbehandlungsanlagen unverzüglich der Gemeinde an-
zuzeigen. 

 
(4)  Wird Gewerbe- oder Industrieabwasser oder Abwasser, das in seiner Beschaffenheit erheblich vom Hausabwasser ab-

weicht, der Entwässerungseinrichtung zugeführt, kann die Gemeinde den Einbau und den Betrieb von Überwachungsein-
richtungen verlangen. Hierauf wird in der Regel verzichtet, soweit für die Einleitung eine wasserrechtliche Genehmigung 
der Kreisverwaltungsbehörde vorliegt und die Ergebnisse der wasserrechtlich vorgeschriebenen Eigen- oder Selbstüber-
wachung der Gemeinde vorgelegt werden. 

 
(5)  Unbeschadet der Absätze 1 bis 4 ist die Gemeinde befugt, die Grundstücksentwässerungsanlagen jederzeit zu überprü-

fen, Abwasserproben zu entnehmen sowie Messungen und Untersuchungen durchzuführen. Dasselbe gilt für die Grund-
stücksanschlüsse und Messschächte, wenn sie die Gemeinde nicht selbst unterhält. Die Gemeinde kann jederzeit verlan-
gen, dass die vom Grundstückseigentümer zu unterhaltenden Anlagen in einen Zustand gebracht werden, der Störungen 
anderer Einleiter, Beeinträchtigungen der Entwässerungseinrichtung und Gewässerverunreinigungen ausschließt. Führt 
die Gemeinde aufgrund der Sätze 1 oder 2 eine Überprüfung der Grundstücksentwässerungsanlagen, der Messschächte 
oder der vom Grundstückseigentümer zu unterhaltenden Grundstücksanschlüsse auf Mängelfreiheit durch, beginnt die 
Frist nach Abs. 1 Satz 1 mit Abschluss der Prüfung durch die Gemeinde neu zu laufen. 

 
(6)  Die Verpflichtungen nach den Absätzen 1 bis 5 gelten auch für den Benutzer des Grundstücks. 
 

§ 13  
Stilllegung von Entwässerungsanlagen auf dem Grundstück 

 
Sobald ein Grundstück an die Entwässerungseinrichtung angeschlossen ist, sind nicht der Ableitung zur Entwässerungseinrich-
tung dienende Grundstücksentwässerungsanlagen sowie dazugehörige Abwasserbehandlungsanlagen in dem Umfang außer 
Betrieb zu setzen, in dem das Grundstück über die Entwässerungseinrichtung entsorgt wird. § 9 Abs. 1 Satz 2 bleibt unberührt. 
 

§ 14  
Einleiten in die Kanäle 

 
(1)  In Schmutzwasserkanäle darf nur Schmutzwasser, in Regenwasserkanäle nur Niederschlagswasser eingeleitet werden. In 

Mischwasserkanäle darf sowohl Schmutz- als auch Niederschlagswasser eingeleitet werden. 
 
(2)  Den Zeitpunkt, von dem ab in die Kanäle eingeleitet werden darf, bestimmt die Gemeinde. 
 

§ 15  
Verbot des Einleitens, Einleitungsbedingungen 

 
(1)  In die Entwässerungseinrichtung dürfen Stoffe nicht eingeleitet oder eingebracht werden, die 

 
- die dort beschäftigten Personen gefährden oder deren Gesundheit beeinträchtigen, 

- die Entwässerungseinrichtung oder die angeschlossenen Grundstücke gefährden oder beschädigen, 

- den Betrieb der Entwässerungseinrichtung erschweren, behindern oder beeinträchtigen, 

- die landwirtschaftliche oder gärtnerische Verwertung des Klärschlamms erschweren oder verhindern oder 

- sich sonst schädlich auf die Umwelt, insbesondere die Gewässer, auswirken. 
 
(2)  Dieses Verbot gilt insbesondere für 
 

1. feuergefährliche oder zerknallfähige Stoffe wie Benzin oder Öl, 
 
2. infektiöse Stoffe, Medikamente, 
 
3. radioaktive Stoffe, 

 
4. Farbstoffe, soweit sie zu einer deutlichen Verfärbung des Abwassers in der Sammelkläranlage oder des Gewässers 

führen, Lösemittel, 
 
5. Abwasser oder andere Stoffe, die schädliche Ausdünstungen, Gase oder Dämpfe verbreiten können, 
 
6. Grund- und Quellwasser, 
 
7. feste Stoffe, auch in zerkleinerter Form, wie Schutt, Asche, Sand, Kies, Faserstoffe, Zement, Kunstharze, Teer, Pap-

pe, Dung, Küchenabfälle, Schlachtabfälle, Treber, Hefe, flüssige Stoffe, die erhärten, 
 
8. Räumgut aus Leichtstoff- und Fettabscheidern, Jauche, Gülle, Abwasser aus Dunggruben und Tierhaltungen, Silage-

gärsaft, Blut aus Schlächtereien, Molke, 
 
9. Absetzgut, Räumgut, Schlämme oder Suspensionen aus Abwasserbehandlungsanlagen und Abortgruben unbescha-

det gemeindlicher Regelungen zur Beseitigung der Fäkalschlämme, 
 
10. Stoffe oder Stoffgruppen, die wegen der Besorgnis einer Giftigkeit, Langlebigkeit, Anreicherungsfähigkeit oder einer 

krebserzeugenden, fruchtschädigenden oder erbgutverändernden Wirkung als gefährlich zu bewerten sind wie 
Schwermetalle, Cyanide, halogenierte Kohlenwasserstoffe, Polycyclische Aromaten, Phenole. 
 
Ausgenommen sind 
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- unvermeidbare Spuren solcher Stoffe im Abwasser in der Art und in der Menge, wie sie auch im Abwasser aus 
Haushaltungen üblicherweise anzutreffen sind; 

 
- Stoffe, die nicht vermieden oder in einer Vorbehandlungsanlage zurückgehalten werden können und deren Ein-

leitung die Gemeinde in den Einleitungsbedingungen nach Abs. 3 oder 4 zugelassen hat; 
 
- Stoffe, die aufgrund einer Genehmigung nach § 58 des Wasserhaushaltsgesetzes eingeleitet werden dürfen. 

 
11. Abwasser aus Industrie- und Gewerbebetrieben, 

 
- von dem zu erwarten ist, dass es auch nach der Behandlung in der Sammelkläranlage nicht den Mindestanfor-

derungen nach § 57 des Wasserhaushaltsgesetzes entsprechen wird, 
 
- das wärmer als +35 °C ist, 
 
- das einen pH-Wert von unter 6,5 oder über 9,5 aufweist, 
 
- das aufschwimmende Öle und Fette enthält, 
 
- das als Kühlwasser benutzt worden ist. 

 
12. nicht neutralisiertes Kondensat aus ölbefeuerten Brennwert-Heizkesseln, 
 
13. nicht neutralisiertes Kondensat aus gasbefeuerten Brennwert-Heizkesseln mit einer Nennwertleistung über 200 kW. 

 
(3)  Die Einleitungsbedingungen nach Abs. 2 Nr. 10 Satz 2 zweiter Spiegelstrich werden gegenüber den einzelnen Anschluss-

pflichtigen oder im Rahmen einer Sondervereinbarung festgelegt. 
 
(4)  Über Abs. 3 hinaus kann die Gemeinde in Einleitungsbedingungen auch die Einleitung von Abwasser besonderer Art und 

Menge ausschließen oder von besonderen Voraussetzungen abhängig machen, soweit dies zum Schutz des Betriebsper-
sonals, der Entwässerungseinrichtung oder zur Erfüllung der für den Betrieb der Entwässerungseinrichtung geltenden Vor-
schriften, insbesondere der Bedingungen und Auflagen des der Gemeinde erteilten wasserrechtlichen Bescheids, erfor-
derlich ist. 

 
(5)  Die Gemeinde kann die Einleitungsbedingungen nach Abs. 3 und 4 neu festlegen, wenn die Einleitung von Abwasser in 

die Entwässerungseinrichtung nicht nur vorübergehend nach Art oder Menge wesentlich geändert wird oder wenn sich die 
für den Betrieb der Entwässerungseinrichtung geltenden Gesetze oder Bescheide ändern. Die Gemeinde kann Fristen 
festlegen, innerhalb derer die zur Erfüllung der geänderten Anforderungen notwendigen Maßnahmen durchgeführt werden 
müssen. 

 
(6)  Die Gemeinde kann die Einleitung von Stoffen im Sinn der Abs. 1 und 2 zulassen, wenn der Verpflichtete Vorkehrungen 

trifft, durch die die Stoffe ihre gefährdende oder schädigende Wirkung verlieren oder der Betrieb der Entwässerungsein-
richtung nicht erschwert wird. In diesem Fall hat er der Gemeinde eine Beschreibung mit Plänen in doppelter Fertigung 
vorzulegen. 

 
(7)  Leitet der Grundstückseigentümer Kondensat aus ölbefeuerten Brennwert-Heizkesseln oder aus gasbefeuerten Brenn-

wert-Heizkesseln mit einer Nennwertleistung über 200 kW in die Entwässerungseinrichtung ein, ist er verpflichtet, das 
Kondensat zu neutralisieren und der Gemeinde über die Funktionsfähigkeit der Neutralisationsanlage jährlich eine Be-
scheinigung eines Betriebes nach § 2 Abs. 1 Satz 2 Schornsteinfeger-Handwerksgesetz oder eines geeigneten Fach-
betriebs vorzulegen. 

 
(8)  Besondere Vereinbarungen zwischen der Gemeinde und einem Verpflichteten, die das Einleiten von Stoffen im Sinn des 

Abs. 1 durch entsprechende Vorkehrungen an der Entwässerungseinrichtung ermöglichen, bleiben vorbehalten. 
 
(9)  Wenn Stoffe im Sinn des Abs. 1 in eine Grundstücksentwässerungsanlage oder in die Entwässerungseinrichtung gelan-

gen, ist dies der Gemeinde sofort anzuzeigen. 
 

§ 16  
Abscheider 

 
Sofern mit dem Abwasser Leichtflüssigkeiten (z. B. Benzin, Öle oder Fette) mitabgeschwemmt werden können, ist das Abwas-
ser über in die Grundstücksentwässerungsanlage eingebaute Leichtflüssigkeits- bzw. Fettabscheider abzuleiten. Die Abschei-
der sind nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik zu errichten, zu betreiben und regelmäßig zu warten. Die Ge-
meinde kann den Nachweis der ordnungsgemäßen Eigenkontrolle, Wartung, Entleerung und Generalinspektion verlangen. Das 
Abscheidegut ist schadlos zu entsorgen. 
 

§ 17  
Untersuchung des Abwassers 

 
(1)  Die Gemeinde kann über die Art und Menge des eingeleiteten oder einzuleitenden Abwassers Aufschluss verlangen. 

Bevor erstmals Abwasser eingeleitet oder wenn Art oder Menge des eingeleiteten Abwassers geändert werden, ist der 
Gemeinde auf Verlangen nachzuweisen, dass das Abwasser keine Stoffe enthält, die unter das Verbot des § 15 fallen. 

 
(2)  Die Gemeinde kann eingeleitetes Abwasser jederzeit, auch periodisch, auf Kosten des Grundstückseigentümers untersu-

chen lassen. Auf die Überwachung wird in der Regel verzichtet, soweit für die Einleitung in die Sammelkanalisation eine 
wasserrechtliche Genehmigung der Kreisverwaltungsbehörde vorliegt, die dafür vorgeschriebenen Untersuchungen aus 
der Eigen- oder Selbstüberwachung ordnungsgemäß durchgeführt und die Ergebnisse der Gemeinde vorgelegt werden. 
Die Gemeinde kann verlangen, dass die nach § 12 Abs. 4 eingebauten Überwachungseinrichtungen ordnungsgemäß be-
trieben und die Messergebnisse vorgelegt werden. 
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§ 18  
Haftung 

 
(1)  Die Gemeinde haftet unbeschadet Abs. 2 nicht für Schäden, die auf solchen Betriebsstörungen beruhen, die sich auch bei 

ordnungsgemäßer Planung, Ausführung und Unterhaltung der Entwässerungseinrichtung nicht vermeiden lassen. Satz 1 
gilt insbesondere auch für Schäden, die durch Rückstau hervorgerufen werden. 

 
(2)  Die Gemeinde haftet für Schäden, die sich aus der Benutzung der Entwässerungseinrichtung ergeben, nur dann, wenn 

einer Person, deren sich die Gemeinde zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen bedient, Vorsatz oder Fahrlässigkeit zur Last 
fällt. 

 
(3)  Der Grundstückseigentümer und der Benutzer haben für die ordnungsgemäße Benutzung der Entwässerungseinrichtung 

einschließlich des Grundstücksanschlusses zu sorgen. 
 
(4)  Wer den Vorschriften dieser Satzung oder einer Sondervereinbarung zuwiderhandelt, haftet der Gemeinde für alle ihr 

dadurch entstehenden Schäden und Nachteile. Dasselbe gilt für Schäden und Nachteile, die durch den mangelhaften Zu-
stand der Grundstücksentwässerungsanlage oder des Grundstücksanschlusses verursacht werden, soweit dieser nach 
§ 8 vom Grundstückseigentümer herzustellen, zu verbessern, zu erneuern, zu ändern und zu unterhalten sowie stillzule-
gen und zu beseitigen ist. Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner. 

 
§ 19  

Grundstücksbenutzung 
 
(1)  Der Grundstückseigentümer hat das Anbringen und Verlegen von Leitungen einschließlich Zubehör zur Ableitung von Ab-

wasser über sein im Einrichtungsgebiet liegendes Grundstück sowie sonstige Schutzmaßnahmen unentgeltlich zuzulas-
sen, wenn und soweit diese Maßnahmen für die örtliche Abwasserbeseitigung erforderlich sind. Diese Pflicht betrifft nur 
Grundstücke, die an die Entwässerungseinrichtung angeschlossen oder anzuschließen sind, die vom Eigentümer im wirt-
schaftlichen Zusammenhang mit einem angeschlossenen oder zum Anschluss vorgesehenen Grundstück genutzt werden 
oder für die die Möglichkeit der örtlichen Abwasserbeseitigung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. Die Verpflichtung entfällt, 
soweit die Inanspruchnahme der Grundstücke den Eigentümer in unzumutbarer Weise belasten würde. 

 
(2)  Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig über Art und Umfang der beabsichtigten Inanspruchnahme seines Grundstücks 

zu benachrichtigen. 
 
(3)  Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der Anlagen verlangen, wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht 

mehr zumutbar sind. Die Kosten der Verlegung hat die Gemeinde zu tragen, soweit die Einrichtung nicht ausschließlich 
der Entsorgung des Grundstücks dient. 

 
(4)  Die Abs. 1 bis 3 gelten nicht für öffentliche Verkehrswege und Verkehrsflächen sowie für Grundstücke, die durch Planfest-

stellung für den Bau von öffentlichen Verkehrswegen und Verkehrsflächen bestimmt sind. 
 

§ 20  
Betretungsrecht 

 
(1)  Der Grundstückseigentümer und der Benutzer des Grundstücks haben zu dulden, dass zur Überwachung ihrer satzungs-

mäßigen und gesetzlichen Pflichten die mit dem Vollzug dieser Satzung beauftragten Personen der Gemeinde zu ange-
messener Tageszeit Grundstücke, Gebäude, Anlagen, Einrichtungen, Wohnungen und Wohnräume im erforderlichen Um-
fang betreten; auf Verlangen haben sich diese Personen auszuweisen. Ihnen ist ungehindert Zugang zu allen Anlagentei-
len zu gewähren und sind die notwendigen Auskünfte zu erteilen. Der Grundstückseigentümer und der Benutzer des 
Grundstücks werden nach Möglichkeit vorher verständigt; das gilt nicht für Probenahmen und Abwassermessungen. 

 
(2)  Nach anderen Rechtsvorschriften bestehende Betretungs- und Überwachungsrechte bleiben unberührt. 
 

§ 21  
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1)  Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 der Gemeindeordnung kann mit Geldbuße belegt werden, wer vorsätzlich 
 

1. eine der in § 10 Abs. 1, § 11 Abs. 1, Abs. 4 Sätze 1 und 3, § 12 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3, § 15 Abs. 9, § 17 Abs. 1 
Satz 2 und Abs. 2 Sätze 2 und 3 sowie § 20 Abs. 1 Satz 2 festgelegten oder hierauf gestützten Anzeige-, Auskunfts-, 
Nachweis- oder Vorlagepflichten verletzt, 

 
2. entgegen § 10 Abs. 3 Satz 1 vor Zustimmung der Gemeinde mit der Herstellung oder Änderung der Grundstücksent-

wässerungsanlage beginnt, 
 
3. entgegen § 11 Abs. 3 Satz 1, § 12 Abs. 1 Satz 1 eine unrichtige Bestätigung ausstellt oder entgegen § 11 Abs. 4 

Satz 1, § 12 Abs. 1 Satz 2 vorlegt, 
 
4. entgegen § 11 Abs. 3, Abs. 4 Sätze 1 und 3 vor Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage durch einen fachlich 

geeigneten Unternehmer oder vor Vorlage von dessen Bestätigung oder vor Prüfung durch die Gemeinde die Leitun-
gen verdeckt oder einer Untersagung der Gemeinde nach § 11 Abs. 4 Satz 2 zuwiderhandelt, 

 
5. entgegen § 12 Abs. 1 Satz 1 die Grundstücksentwässerungsanlagen nicht innerhalb der vorgegebenen Fristen über-

prüfen lässt, 
 
6. entgegen den Vorschriften der §§ 14 und 15 Abwasser oder sonstige Stoffe in die Entwässerungseinrichtung einleitet 

oder einbringt, 
 
7. entgegen § 20 Abs. 1 Satz 2 den mit dem Vollzug dieser Satzung beauftragten Personen der Gemeinde nicht unge-

hindert Zugang zu allen Anlagenteilen gewährt. 
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(2)  Nach anderen Rechtsvorschriften bestehende Ordnungswidrigkeitentatbestände bleiben unberührt. 
 

§ 22  
Anordnungen für den Einzelfall; Zwangsmittel 

 
(1)  Die Gemeinde kann zur Erfüllung der nach dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen Anordnungen für den Einzelfall 

erlassen. 
 
(2)  Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen Handlungen, eines Duldens oder Unterlassens gelten die 

Vorschriften des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes. 
 

§ 23  
Inkrafttreten; Übergangsregelung 

 
(1)  Diese Satzung tritt einen Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
(2)  Gleichzeitig tritt die Satzung vom 16.10.2012 außer Kraft. 
 
(3)  Anlagen im Sinn des § 12 Abs. 1 Halbsatz 1, die bei Inkrafttreten der Satzung bereits bestehen und bei denen nicht nach-

gewiesen wird, dass sie in den letzten 15 Jahren vor Inkrafttreten der Satzung nach den zur Zeit der Prüfung geltenden 
Rechtsvorschriften geprüft wurden, sind spätestens fünf Jahre nach Inkrafttreten der Satzung zu prüfen. Für nach § 12 
Abs. 2 zu überwachende Kleinkläranlagen, die bei Inkrafttreten dieser Satzung bereits bestehen, gilt Art. 60 Abs. 4 
BayWG. 

 
 
Schneizlreuth, den 12. November 2014 
Gemeinde Schneizlreuth 
 
Wolfgang Simon, Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 21 

Gemeinde Schneizlreuth 
 

Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen 
(Erschließungsbeitragssatzung) 

 
Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches - BauGB - in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Dezember 1986 (BGBI l     
S. 2253) in Verbindung mit Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern - GO - erlässt die Gemeinde Schneizlreuth 
folgende 
 

Erschließungsbeitragssatzung: 
 

§ 1 
Erhebung des Erschließungsbeitrages 

 
Zur Deckung ihres anderweitig nicht gedeckten Aufwandes für die Erschließungsanlagen erhebt die Gemeinde Erschließungs-
beiträge nach den Vorschriften des Baugesetzbuches (§§ 127 ff.) sowie nach Maßgabe dieser Satzung. 
 

§ 2 
Art und Umfang der Erschließungsanlagen 

 
(1)  Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand: 
 

l.  für die öffentlichen zum Anbau bestimmten Straßen, Wege und Plätze (§ 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB) in 
 

 

bis zu einer Straßenbreite 
(Fahrbahnen, Radwege 

und Gehwege) von 
 

 
1. Wochenendhausgebieten mit einer 

Geschoßflächenzahl bis 0,2 7,0 m 
 
2.  Kleinsiedlungsgebieten mit einer  

Geschoßflächenzahl bis 0,3 10,0 m 
 

bei einseitiger Bebaubarkeit  8,5 m 
 
3.  Kleinsiedlungsgebieten, soweit sie nicht unter Nr. 2 

fallen, Dorfgebieten, reinen Wohngebieten, 
allgemeinen Wohngebieten, Mischgebieten 

 
a)  mit einer Geschoßflächenzahl bis 0,7  14,0 m 

bei einseitiger Bebaubarkeit  10,5 m 
 

b)  mit einer Geschoßflächenzahl über 0,7 - 1,0  18,0 m 
bei einseitiger Bebaubarkeit  12,5 m 

 
c)  mit einer Geschoßflächenzahl über 1,0 - 1,6  20,0 m 
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bis zu einer Straßenbreite 
(Fahrbahnen, Radwege 

und Gehwege) von 
 

 
d)  mit einer Geschoßflächenzahl über 1,6  23,0 m 

 
4.  Kerngebieten, Gewerbegebieten und Sondergebieten 
 

a)  mit einer Geschoßflächenzahl bis 1,0  20,0 m 
 
b)  mit einer Geschoßflächenzahl über 1,0 - 1,6  23,0 m 
 
c)  mit einer Geschoßflächenzahl über 1,6 - 2,0  25,0 m 
 
d)  mit einer Geschoßflächenzahl über 2,0  27,0 m 

 
5.  a)  mit einer Baumassenzahl bis 3,0  23,0 m 
 

b)  mit einer Baumassenzahl über 3,0 - 6,0  25,0 m 
 
c)  mit einer Baumassenzahl über 6,0  27,0 m 

 
II.  für die öffentlichen, aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen  

mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren Verkehrsanlagen innerhalb 
der Baugebiete (z. B. Fußwege, Wohnwege; §127 (2) Nr. 2 BauGB) 
bis zu einer Breite von  5,0 m 
 

III.  für die nicht zum Anbau bestimmten, zur Erschließung der  
Baugebiete notwendigen Sammelstraßen innerhalb der  
Baugebiete (§ 127 Abs. 2 Nr. 3 BauGB) bis zu einer Breite von 27,0 m 

 
IV.  für Parkflächen, 

 
a)  die Bestandteil der Verkehrsanlage im Sinne von  

Nr. l und Nr. lll sind, 
 

1.  soweit Parkstreifen vorgesehen sind  
bei Längsaufstellung je  3,0 m 
bei Schräg- und Senkrechtaufstellung  5,0 m 

 
2.  soweit keine Parkstreifen vorgesehen sind  5,0 m 

 
b)  soweit sie nicht Bestandteil der in Nr. l. und Nr. lll. genannten 

Verkehrsanlagen, aber nach städtebaulichen Grundsätzen  
innerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung notwendig sind,  
bis zu 15 v. H. aller im Abrechnungsgebiet (§ 5) liegenden     
Grundstücksflächen, 

 
V.  für Grünanlagen mit Ausnahme von Kinderspielplätzen, 

 
a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen im Sinne von  

Nr. l bis Nr. lll sind, bis zu einer weiteren Breite von  5,0 m 
 
b)  soweit sie nicht Bestandteil der in Nr. l bis Nr. lll genannten  

Verkehrsanlagen sind, aber nach städtebaulichen Grundsätzen  
innerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung notwendig sind, 
bis zu 15 v. H. der im Abrechnungsgebiet (§ 5) liegenden  
Grundstücksflächen, 

 
VI.  für verkehrsberuhigte Bereiche und Fußgängerzonen 

 
bis zu den in Nr. I. 1. mit Nr. I. 4., IV a) und V a) festgelegten Breiten;  
 
werden diese überschritten, ist beitragsfähig der Aufwand für eine Fläche, die sich aus der Multiplikation der Länge 
der verkehrsberuhigten Straße bzw. des Fußgängerbereiches mit den für das jeweilige Gebiet in Nr. I. 1 mit Nr. I. 4 
einschließlich IV a) und V a) festgelegten Breiten ergibt. 
 

VII.  für Immissionsschutzanlagen. 
 

(2)  Zu dem Erschließungsaufwand nach Abs. 1 Nr. l bis Nr. VI gehören insbesondere die Kosten für 
 

a)  den Erwerb der Grundflächen, 
 
b)  die Freilegung der Grundflächen, 
 
c)  die erstmalige Herstellung des Straßenkörpers bzw. der Parkflächen einschließlich des Unterbaues, der Befestigung 

der Oberfläche sowie notwendiger Erhöhungen oder Vertiefungen, 
 
d)  die Herstellung von Rinnen sowie der Randsteine, 
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e)  die Radwege, 
 
f)  die Bürgersteige, 
 
g)  die Beleuchtungseinrichtungen, 
 
h)  die Entwässerungseinrichtungen der Erschließungsanlagen, 
 
i)  den Anschluss an andere Erschließungsanlagen, 
 
j)  die Übernahme von Anlagen als gemeindliche Erschließungsanlagen, 
 
k)  die Herstellung von Böschungen, Schutz- und Stützmauern, 
 
l)  Grünanlagen mit gärtnerisch gestalteten Flächen und der erforderlichen Bepflanzung, 
 
m)  die Ausrüstung der verkehrsberuhigten Bereiche und Fußgängerzonen mit Hindernissen und ortsfesten Einrichtungs-

gegenständen. 
 
(3)  Der Erschließungsaufwand umfasst auch den Wert der von der Gemeinde aus ihrem Vermögen bereitgestellten Flächen 

im Zeitpunkt der Bereitstellung. 
 

(4)  Der Erschließungsaufwand im Rahmen des Abs. 1 umfasst auch die Kosten, die für die Teile der Fahrbahn einer Orts-
durchfahrt einer Bundes-, Staats- oder Kreisstraße entstehen, die über die Breiten der anschließenden freien Strecken 
hinausgehen. 

 
§ 3  

Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes 
 

(1)  Der beitragsfähige Erschließungsaufwand (§ 2) wird nach den tatsächlichen Kosten ermittelt. 
 
(2)  Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wird für die einzelne Erschließungsanlage ermittelt. Die Stadt kann abweichend 

von Satz 1 den beitragsfähigen Erschließungsaufwand für bestimmte Abschnitte einer Erschließungsanlage oder diesen 
Aufwand für mehrere Anlagen, die für die Erschließung der Grundstücke eine Einheit bilden, ermitteln. 

 
(3) Die Aufwendungen für Fußwege und Wohnwege (§ 2 Abs. 1 Nr. II), für Sammelstraßen (§ 2 Abs. 1 Nr. lll), für Parkflächen 

(§ 2 Abs. 1 Nr. IV b), für Grünanlagen (§ 2 Abs. 1 Nr. V b) und für Immissionsschutzanlagen (§ 2 Abs. 1 Nr. Vll) werden 
den zum Anbau bestimmten Straßen, Wegen und Plätzen, zu denen sie von der Erschließung her gehören, zugerechnet.  

 
Das Verfahren nach Satz 1 findet keine Anwendung, wenn das Abrechnungsgebiet (§ 5) der Fuß- und Wohnwege, der 
Sammelstraßen, Parkflächen, Grünanlagen oder Immissionsschutzanlagen von dem Abrechnungsgebiet der Straßen, 
Wege und Plätze abweicht; in diesem Fall werden die Fuß- und Wohnwege, die Sammelstraßen, Parkflächen, Grünanla-
gen und Immissionsschutzanlagen selbständig als Erschließungsanlagen abgerechnet. 

 
§ 4 

Gemeindeanteil 
 

Die Gemeinde trägt 10 v. H. des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes. 
 

§ 5 
Abrechnungsgebiet 

 
Die von einer Erschließungsanlage erschlossenen Grundstücke bilden das Abrechnungsgebiet. Wird ein Abschnitt einer Er-
schließungsanlage oder eine Erschließungseinheit abgerechnet, so bilden die von dem Abschnitt der Erschließungsanlage bzw. 
Erschließungseinheit erschlossenen Grundstücke das Abrechnungsgebiet. 
 

§ 6 
Verteilung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes 

 
(1) Bei zulässiger gleicher Nutzung der Grundstücke wird der nach § 3 ermittelte Erschließungsaufwand nach Abzug des An-

teils der Stadt (§ 4) auf die Grundstücke des Abrechnungsgebiets (§ 5) nach den Grundstücksflächen verteilt. 
 
(2)  Ist in einem Abrechnungsgebiet (§ 5) eine unterschiedliche bauliche oder sonstige Nutzung zulässig, wird der nach § 3 

ermittelte Erschließungsaufwand nach Abzug des Anteils der Stadt (§ 4) auf die Grundstücke des Abrechnungsgebietes  
(§ 5) verteilt, in dem die Grundstücksflächen mit einem Nutzungsfaktor vervielfacht werden, der im Einzelnen beträgt: 

 
1. bei eingeschossiger Bebaubarkeit und gewerblich oder sonstig nutzbaren Grundstücken,  

auf denen keine oder nur eine untergeordnete Bebauung zulässig ist      1,0 
 
2. bei mehrgeschossiger Bebaubarkeit zuzüglich je weiteres Vollgeschoß     0,3 

 
(3)  Als Grundstücksfläche gilt: 

 
1.  bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplanes die Fläche, die der Ermittlung der zulässigen Nutzung zugrunde 

zu legen ist, 
 
2.  wenn ein Bebauungsplan nicht besteht oder die erforderlichen Festsetzungen nicht enthält, die tatsächlichen Grund-

stücksfläche bis zu einer Tiefe von 50 m, gemessen von der der Erschließungsanlage zugewandten Grenze des er-
schlossenen Grundstücks.  
Reicht die bauliche oder gewerbliche Nutzung über diese Begrenzung hinaus, so ist die Grundstückstiefe maßgebend, 
die durch die hintere Grenze der Nutzung bestimmt wird. 
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Grundstücksteile, die lediglich die wegemäßige Verbindung zur Erschließungsanlage herstellen, bleiben bei der Be-
stimmung der Grundstückstiefe unberücksichtigt. 
 

(4)  Beitragspflichtige Grundstücke, die ohne bauliche Nutzungsmöglichkeit oder die mit einer untergeordneten baulichen 
Nutzungsmöglichkeit gewerblich oder sonstig genutzt werden oder genutzt werden dürfen, werden mit 0,5 der Grund-
stücksfläche in die Verteilung einbezogen. 

 
(5)  Als zulässige Zahl der Geschosse gilt die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse. Weist 

der Bebauungsplan nur eine Baumassenzahl aus, so gilt als Zahl der Vollgeschosse die Baumassenzahl geteilt durch 3,5; 
Bruchzahlen werden auf volle Zahlen auf- oder abgerundet. 

 
(6)  Ist im Einzelfall eine größere Geschoßzahl zugelassen oder vorhanden, so ist diese zugrunde zu legen. 
 
(7)  Grundstücke, auf denen nur Garagen oder Stellplätze zulässig sind, gelten als eingeschossig bebaubare Grundstücke. Bei 

mehrgeschossigen Parkbauten bestimmt sich der Nutzungsfaktor nach der Zahl ihrer Geschosse. 
Kirchengebäude gelten als eingeschossige Bauwerke, soweit sie nicht tatsächlich weitere Geschosse aufweisen. 

 
(8)  In unbeplanten Gebieten und Gebieten, für die ein Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Baumas-

senzahl festsetzt, ist 
 

1. bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen,   
 

2. bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken die Zahl der auf den Grundstücken der näheren Umgebung überwie-
gend tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse maßgebend. 
 

(9)  Ist eine Geschoßzahl wegen der Besonderheiten des Bauwerks nicht feststellbar, werden je angefangene 3,5 m Höhe des 
Bauwerks als ein Vollgeschoß gerechnet. 

 
(10)  Werden in einem Abrechnungsgebiet (§ 5) außer überwiegend gewerblich genutzten Grundstücken oder Grundstücken, 

die nach den Festsetzungen eines Bebauungsplans in einem Kern-, Gewerbe- oder Industriegebiet liegen, auch andere 
Grundstücke erschlossen, so sind für die Grundstücke in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten sowie für die Grund-
stücke, die überwiegend gewerblich genutzt werden, die in Absatz 2 genannten Nutzungsfaktoren um je 50 v. H. zu erhö-
hen.  
Als überwiegend gewerblich genutzt oder nutzbar gelten auch Grundstücke, wenn sie überwiegend Geschäfts-, Büro-, 
Praxis-, Unterrichts-, Heilbehandlungs- oder ähnlich genutzte Räume beherbergen oder in zulässiger Weise beherbergen 
dürfen. 

 
(11)  Für Grundstücke, die von mehr als einer Erschließungsanlage im Sinne des § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB erschlossen wer-

den, ist die Grundstücksfläche bei Abrechnung jeder Erschließungsanlage nur mit zwei Dritteln anzusetzen. Dies gilt nicht, 
 

1. wenn ein Erschließungsbeitrag nur für eine Erschließungsanlage erhoben wird und Beiträge für weitere Anlagen zu 
deren erstmaligen Herstellung weder nach dem geltenden Recht noch nach vergleichbaren früheren Rechtsvorschrif-
ten erhoben worden sind oder erhoben werden, 

 
2. für Grundstücke, in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten sowie für Grundstücke, die überwiegend gewerblich ge-

nutzt werden. 
 

§ 7 
Kostenspaltung 

 
Der Erschließungsbeitrag kann für 

 
1.  den Grunderwerb, 

2.  die Freilegung, 

3.  die Fahrbahn, auch Richtungsfahrbahnen, 

4.  die Radwege, 

5.  die Bürgersteige zusammen oder einzeln, 

6.  die Sammelstraßen, 

7.  die Parkflächen, 

8.  die Grünanlagen, 

9.  die Beleuchtungseinrichtungen, 

10.  die Entwässerungseinrichtungen 
 

gesondert erhoben und in beliebiger Reihenfolge umgelegt werden, sobald die Maßnahme, deren Aufwand durch Teilbeträge 
gedeckt werden soll, abgeschlossen worden ist. Diesen Zeitpunkt stellt die Gemeinde fest. 
 

§ 8 
Merkmale der endgültigen Herstellung der Erschließungsanlagen 

 
(1) Die zum Anbau bestimmten Straßen, Wege und Plätze sowie Sammelstraßen und Parkflächen sind endgültig hergestellt, 

wenn sie die nachstehenden Merkmale aufweisen: 
 

1. eine Pflasterung, eine Asphalt-, Teer-, Beton- oder ähnliche Decke neuzeitlicher Bauweise mit dem technisch notwen-
digen Unterbau, 
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2.  Straßenentwässerung und Beleuchtung, 
       
3.  Anschluss an eine dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straße. 

 
(2) Bürgersteige und Radwege sind endgültig hergestellt, wenn sie eine Abgrenzung gegen die Fahrbahn und gegeneinander 

sowie eine Befestigung mit Platten, Pflaster, Asphaltbelag oder eine ähnliche Decke in neuzeitlicher Bauweise mit dem 
technisch notwendigen Unterbau aufweisen. 

 
(3)  Grünanlagen sind endgültig hergestellt, wenn ihre Flächen gärtnerisch gestaltet sind. 
 
(4)  Verkehrsberuhigte Straßen und Fußgängerbereiche sind endgültig hergestellt, wenn sie die Merkmale nach Abs. 1 Nr. 1 

bis 3 aufweisen und eventuelle Verkehrshindernisse wie Inseln oder ähnliches eingebaut sind oder sonstige Einrichtungs-
gegenstände aufgestellt sind. 

 
(5)  Zu den Merkmalen der endgültigen Herstellung der in den Absätzen 1 mit 4 genannten Erschließungsanlagen gehören 

alle Maßnahmen, die durchgeführt werden müssen, damit die Gemeinde das Eigentum oder eine Dienstbarkeit an den für 
die Erschließungsanlage erforderlichen Grundstücken erlangt. 

 
§ 9 

Immissionsschutzanlagen 
 

Art, Umfang, Verteilungsmaßstab und Herstellungsmerkmale von Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schädliche 
Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-lmmissionsschutzgesetzes werden durch ergänzende Satzung im Einzelfall gere-
gelt. 
 

§ 10 
Vorausleistungen 

 
Im Fall des § 133 Abs. 3 BauGB können Vorausleistungen bis zur Höhe des voraussichtlichen Erschließungsbeitrages erhoben 
werden. 
 

§ 11 
Ablösung des Erschließungsbeitrages 

 
Der Erschließungsbeitrag kann im Ganzen vor Entstehung der Beitragspflicht abgelöst werden (§ 133 Abs. 3 Satz 5 BauGB). 
Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. Die Höhe des Ablösungsbeitrages richtet sich nach der Höhe des voraussicht-
lich entstehenden Erschließungsbeitrages. 
 

§ 12 
Inkrafttreten 

 
(1)  Diese Satzung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
(2)  Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Erschließungsbeitragssatzung vom 26.9.1980 außer Kraft. 

 
 

Schneizlreuth, den 18. November 2014 
Gemeinde Schneizlreuth 

 
Wolfgang Simon, Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 22 

Gemeinde Schneizlreuth 
 

Bekanntmachung über die Absicht, den Flächennutzungsplan Schneizlreuth zu ändern 
(§ 2 Abs. 1 Baugesetzbuch – BauGB) 

 
Der Gemeinderat der Gemeinde Schneizlreuth hat in seiner Sitzung vom 16.12.2014 die 4. Änderung des Flächennutzungspla-
nes „Schneizlreuth“ beschlossen. 
 
Gegenstand der Änderung sind die Grundstücke mit den Flurnummern 42/3 (Teilfläche) und 42/4 der Gemarkung Jettenberg 
(Bestandsüberplanung des Betriebsgeländes der Firma „Antretter“ am Saalachsee). 
 
Mit der Ausarbeitung des Planentwurfs wurde das Architekturbüro Otmar Hawlitschek, Weißbachstraße 39, 83457 Bayerisch 
Gmain, beauftragt. 
 
Die Absicht, den Flächennutzungsplan zu ändern, wird hiermit gem. § 2 Abs. 1 und Abs. 4 BauGB bekanntgemacht. 
 
Nach Erstellung des Planentwurfes wird dieser samt Begründung öffentlich ausgelegt. Hierauf wird durch Bekanntmachung hin-
gewiesen. 
 
 
Schneizlreuth, den 18. Dezember 2014 
Gemeinde Schneizlreuth 
 
Wolfgang Simon, Erster Bürgermeister 
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Bek. Nr. 23 
Gemeinde Schneizlreuth 

 
Bekanntmachung über die Aufstellung eines Bebauungsplanes  

gem. § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch – BauGB- 
 
Der Gemeinderat beschließt die Aufstellung eines qualifizierten Bebauungsplanes im Sinne des § 30 Abs. 1 BauGB, der sich 
auf die Flurnummern 42/3 (Teilfläche) und 42/4 der Gemarkung Jettenberg erstreckt. 
 
Mit der Ausarbeitung des Planentwurfs ist das Architekturbüro Otmar Hawlitschek, Weißbachstraße 39, 83457 Bayerisch 
Gmain, beauftragt worden. 
 
Sobald die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung aufgezeigt werden können, wird die Gemeinde Ziele und Zwecke der 
Planung öffentlich darlegen und Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung geben. 
 
Nach Erstellung des Bebauungsplanentwurfs wird der Entwurf samt Begründung öffentlich ausgelegt. Hierauf wird durch Be-
kanntmachung öffentlich hingewiesen. 
 
 
Schneizlreuth, den 18. Dezember 2014 
Gemeinde Schneizlreuth 
 
Wolfgang Simon, Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 24 

Gemeinde Schneizlreuth 
 

Bekanntmachung über die Absicht, den Flächennutzungsplan Schneizlreuth  
für Weißbach an der Alpenstraße zu ändern 

(§ 2 Abs. 1 Baugesetzbuch – BauGB) 
 

Der Gemeinderat der Gemeinde Schneizlreuth hat in seiner Sitzung vom 11.11.2014 die 9. Änderung des Flächennutzungspla-
nes „Weißbach an der Alpenstraße“ beschlossen. 
 
Gegenstand der Änderung ist das Grundstück mit der Flurnummer 111/2 (Teilfläche) und der Gemarkung Weißbach a.d.A.. 
 
Mit der Ausarbeitung des Planentwurfs wurde das Architekturbüro Stefan Götz, Untersbergstraße 5, 8335 Bad Reichenhall, be-
auftragt. 
 
Die Absicht, den Flächennutzungsplan zu ändern, wird hiermit gem. § 2 Abs. 1 und Abs. 4 BauGB bekanntgemacht. 
 
Nach Erstellung des Planentwurfes wird dieser samt Begründung öffentlich ausgelegt. Hierauf wird durch Bekanntmachung hin-
gewiesen. 
 
 
Schneizlreuth, den 18. Dezember 2014 
Gemeinde Schneizlreuth 
 
Wolfgang Simon, Erster Bürgermeister 
 

 
Bek. Nr. 25 

Gemeinde Schneizlreuth 
 

Bekanntmachung über die 9. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3 „Kirchensiedlung“ 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Schneizlreuth hat in seiner Sitzung vom 11.11.2014 die 9. Änderung des Bebauungsplanes  
Nr. 3 „Kirchensiedlung“ beschlossen. 
 
Gegenstand der Änderung ist das Grundstück mit der Flurnummer 111/2 (Teilfläche) und der Gemarkung Weißbach a.d.A. 
 
Mit der Ausarbeitung des Planentwurfs ist das Architekturbüro Stefan Götz, Untersbergstraße 5, 83435 Bad Reichenhall beauf-
tragt. 
 
Sobald die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung aufgezeigt werden können, wird die Gemeinde Ziele und Zwecke der 
Planung öffentlich darlegen und Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung geben. 
 
Nach Erstellung des Bebauungsplanentwurfs wird der Entwurf samt Begründung öffentlich ausgelegt. Hierauf wird durch Be-
kanntmachung öffentlich hingewiesen. 
 
 
Schneizlreuth, den 18. Dezember 2014 
Gemeinde Schneizlreuth 
 
Wolfgang Simon, Erster Bürgermeister 
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Bek. Nr. 26 
Zweckverband Abfallverwertung Südostbayern 

 
Bekanntmachung der Feststellung des Jahresabschlusses 2013 

des Zweckverbandes Abfallverwertung Südostbayern (ZAS) 
 

Aufgrund des § 25 Eigenbetriebsverordnung gibt der Zweckverband Abfallverwertung Südostbayern gemäß § 36 (2) der Ver-
bandssatzung die Feststellung des Jahresabschlusses 2013 bekannt. 
 
Die Verbandsversammlung des ZAS hat am 16. Dezember 2014 
 
den Jahresabschluss 2013 mit einer Bilanzsumme von 169.665.351,36 EUR 
und einen Jahresgewinn von 4.431.311,19 EUR 
 
festgestellt. 
 
Der Jahresabschluss wurde durch den Bayerischen Kommunalen Prüfungsverband geprüft. 
 
Dieser erteilte den folgenden Bestätigungsvermerk: 
 
„Die Buchführung und der Jahresabschluss für das Jahr 2013 entsprechen nach unserer pflichtgemäßen Prüfung den Rechts-
vorschriften und der Verbandssatzung. Der Jahresabschluss vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- Finanz- und Ertragslage. Der Lagebe-
richt steht im Einklang mit dem Jahresabschluss; die Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung sind zutreffend darge-
stellt. Die wirtschaftlichen Verhältnisse wurden geprüft; sie geben keinen Anlass zu Beanstandungen.“ 
 
 
München, den 30. September 2014 
Bayerischer Kommunaler Prüfungsverband 
 
Wiedemann, Wirtschaftsprüfer 
 
 
Gleichzeitig mit der Feststellung wurde beschlossen, den Jahresgewinn aus 2013 mit 4.431.311,19 EUR der allgemeinen Rück-
lage zuzuführen.  
 
Der Jahresabschluss 2013 wird zusammen mit dem Lagebericht in der Geschäftsstelle des ZAS, Bruck 110, Burgkirchen in der 
Zeit vom  
 

2. Februar 2015 bis 10. Februar 2015 
 
öffentlich (7 Tage) zur Einsichtnahme ausgelegt. 
 
 
Burgkirchen, den 17. Dezember 2014 
Zweckverband Abfallverwertung Südostbayern 
 
Erwin Schneider, Landrat, Verbandsvorsitzender 

 


